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Rüdiger Voigt

Mehr Gerechtigkeit durch mehr Gesetz?

Ein Beitrag zur Verrechtlichungs-Diskussion

Ich selbst kenne gar nicht mehr alle Gesetze, die ich unterschreibe. Den Fachmi-
nistern geht es nicht anders. In Brüssel, in Bonn und in den Landesparlamenten — 
auch in der Hamburger Bürgerschalt — wird einlach zuviel davon produziert. Wir 
müssen uns davor hüten, alles reglementieren zu wollen.
Bundeskanzler Helmut Schmidt, im November 1979

Die aktuelle rechtspolitische Diskussion wird 
von einem Thema und seinen Variationen be-
herrscht, das sich ganz allgemein als Verrecht-
lichung bezeichnen läßt. Stichworte wie „Nor- 
menflut" und „Gesetzesinflation" deuten dabei 
auf einen wichtigen Teilbereich der Verrecht-
lichung hin: die schier unüberschaubare Ver-
mehrung vor allem des geschriebenen Rechts. 
Das Anschwellen der Gesetzesblätter in Bund 
und Ländern — aber auch in der Europäischen 
Gemeinschaft — legt hierfür ein beredtes 
Zeugnis ab. Einer immer schneller rotierenden 
Gesetzgebungsmaschinerie steht auf der an-
deren Seite jedoch eine ständig steigende Zahl 
unbewältigter Probleme gegenüber. Beklagt 
werden darüber hinaus „Gesetzesperfektionis- 
mus" einerseits und „Paragraphendickicht“ an-
dererseits. Mit der Neigung des Gesetzgebers, 
jeden gesellschaftlichen Sachverhalt so lük- 
kenlos und genau wie möglich zu regeln, ist 
nämlich ein wachsendes Unbehagen der Be-
völkerung an der mangelnden Transparenz 

und Verständlichkeit der Gesetze und ihren 
oft nicht vorhersehbaren Nebenfolgen ver-
bunden.
Der juristische Laie sieht sich einer für ihn un-
verständlichen Rechtssprache konfrontiert; 
aber auch der spezialisierte Jurist kann häufig 
nur noch einen engen Rechtsbereich überblik- 
ken. Zur fortschreitenden Verrechtlichung 
trägt ebenfalls die Verwaltung bei, denn sie 
handelt zwar in der Regel aufgrund von Geset-
zen, sie schafft sich u. U. aber auch eigene (un-
tergesetzliche) Normen, die sie im Kontakt mit 
dem Bürger anwendet. Auch hier empfindet 
der einzelne oft das Gefühl eines „Ausgelie-
fertseins" gegenüber weitgehend anonymen 
Mächten in einer „verwalteten Welt". Und 
schließlich ist auch die Justiz an der Verrecht-
lichung beteiligt, wenn sie in „richterlicher 
Rechtsfortbildung" Lücken im Gesetzeswerk 
durch Auslegung, Interpretation etc. ausfüllt 
und damit für die nachgeordneten Gerichte 
und Behörden verbindlich regelt.

I. Verrechtlichung in der wissenschaftlichen Diskussion
1 . Bildung eines Analyserahmens

Der Begriff der Verrechtlichung wird in der 
rechts- und sozialwissenschaftlichen Literatur 
in letzter Zeit häufig gebraucht; mit ihm wer-
den aber z. T. ganz unterschiedliche Inhalte 
verbunden. Zwar liegt die Assoziation mit Ent-
fremdung, Reglementierung, Zentralisierung, 
Bürokratisierung und Bürgerferne auf der 
Hand, es fehlt aber bislang an einer umfassen-
den systematisierenden Analyse der verschie-
denen Aspekte der Verrechtlichung1)- Mit kung von Parlamentarisierung, Bürokratisierung 

und Justizialisierung sozialer, politischer und öko-
nomischer Prozesse (Athenäum Taschenbücher 
Rechtswissenschaft, Bd. 6221), Königstein 1980,
S. 15 ff.

1) Siehe hierzu aber: Rüdiger Voigt, Verrechtli-
chung in Staat und Gesellschaft, in: ders. (Hrsg.), 
Verrechtlichung. Analysen zu Funktion und Wir  

diesem Defizit steht eine unklare Begrifflich- 
keit in engem Zusammenhang, die die Ver-
ständigung erschwert. Zudem ist die wissen-
schaftliche Diskussion von einer politischen 
Auseinandersetzung überschattet, in der sich 
Befürworter und Gegner der Verrechtlichung 
unversöhnlich gegenüberstehen. Um eine dro-
hende Polarisierung zu vermeiden, erscheint 
es daher als nützlich, nicht nur die bestehen-
den Unterschiede zwischen den verschiede- *



nen Fachdisziplinen und politischen „Lagern" 
deutlich zu machen, sondern darüber hinaus-
gehend das Verbindende der gegensätzlichen 
Positionen herauszuarbeiten. Dieses Vorha-
ben wird dadurch ermutigt, daß die scheinbar 
grundsätzlichen Positionsunterschiede zwi-
schen konservativen und „linken“ Kritikern 
der Verrechtlichung bei näherem Hinsehen 
erstaunliche Übereinstimmungen aufweisen. 
Sprechen nämlich die einen von „Gesetzes-
flut", „Inflation im Recht"2) und „Bürokratisie-
rung"3), so kritisieren die anderen denselben 
Sachverhalt als „Kolonialisierung der Lebens-
welt" oder als „bürokratisch-rechtliche Zugrif-
fe-).

2) Karl Hillermeier, Eindämmung der Gesetzesflut, 
in: Bayerische Verwaltungsblätter 1978, S. 321 ff.: 
Hans-Jochen Vogel, Zur Diskussion um die Nor-
menflut, in: Juristenzeitung 1979, S. 321 ff.: Georg 
Berner, Inflation im Recht, in: Bayerische Verwal-
tungsblätter 1978, S. 617 ff.
3) Z. B. Horst Bosetzky, Bürokratisierung in Wirt-
schaft und Unternehmen, in: Heiner Geißler (Hrsg.), 
Verwaltete Bürger — Gesellschaft in Fesseln. Bü-
rokratisierung und ihre Folgen für Staat, Wirtschaft 
und Gesellschaft, Frankfurt a. M./Berlin/Wien 1978, 
S. 55 f.
4) Jürgen Habermas (Hrsg.), Stich Worte zur „Geisti-
gen Situation der Zeit”, 2 Bde, Frankfurt a. M. 1979, 
sowie Wolf-Dieter Narr, Hin zu einer Gesellschaft 
bedingter Reflexe, in: Habermas 1979, Bd. 2, 
S. 489 ff.
5) Hans-Dietrich Weiß, Verrechtlichung als Selbst-
gefährdung des Rechts. Betrachtungen zur Geset-
zesflut aus dem Blickwinkel der Rechtsprechung 
des Bundesverwaltungsgerichts, in: Die öffentliche 
Verwaltung 1978, S. 601 ff.

a) Sozialwissenschaftliche Analyse des 
Rechts

Eine stärkere wissenschaftliche Durchdrin-
gung der Verrechtlichungsproblematik wird 
allerdings durch das Fehlen eines allgemein 
akzeptierten Analyserahmens erschwert. Die 
folgenden Ausführungen, die sich auf wichtige 
Vorarbeiten der Rechtssoziologie, der System-
theorie, der Staats- und Rechtstheorie sowie 
der Politik- und Verwaltungswissenschaft 
stützen, sollen daher erste Ansätze hierzu lie-
fern.
Aus rechtswissenschaftlicher Sicht erscheint 
Verrechtlichung als die ständige Vermehrung 
des Rechts zum einen durch das Erfassen im-
mer neuer, bisher nicht normierter Lebens-
sachverhalte, zum anderen durch weitere De-
taillierung und Spezialisierung bereits vorhan-
dener Normen5). Unter Verwendung system- 
theoretischer Erkenntnisse läßt sich als Ursa-
che für diesen Expansionsprozeß die Notwen-
digkeit ständiger gesellschaftlicher Eingriffe 

zur Aufrechterhaltung des wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Gleichgewichts ermit. 
teln.
Aus politikwissenschaftlicher Perspektive ge. 
winnt Verrechtlichung besondere Bedeutung 
aus der Funktion des Rechts als eines der zen-
tralen Handlungsinstrumente staatlicher 
Steu 6erung gesellschaftlicher Prozesse ). Aller-1 
dings sprechen die von der Verwaltungsfor-
schung festgestellten „Vollzugsdefizi 7te" ) — 
z. B. im Umwelt- und Sozialrecht werden gel-
tende Rechtsvorschriften nicht oder nicht 
vollständig ausgeführt — eher gegen die � 
Steuerungseffizienz von Recht. Rechtssoziolo-1
gische Untersuchungen haben überdies ge. 
zeigt, daß Rechtsnormen nicht um ihrer selbst 
willen befolgt werden, sondern von der Gesell-
schaft zunächst akzeptiert worden sein müs-
sen.
Aus sozialpsychologischer Sicht ergibt sich 
hieraus die Frage nach der Reaktion des ein-
zelnen auf die Verrechtlichung, insbesondere 
nach dem Verhalten der Betroffenen in einem 
verrechtlichten Konflikt.

b) Politischer Immobilismus 
durch Verschiebung der Macht?

Ein weiterer Aspekt sozialwissenschaftlichen 
Interesses ist die durch die Verrechtlichung 
bewirkte Machtverschiebung zwischen Parla-
ment, Verwaltung und Justiz. Während näm-
lich das Grundgesetz dem Parlament eine be-
herrschende Stellung im politischen Prozeß 
zuweist, sind die parlamentarischen Kontroll- 
und Initiativfunktionen in der Verfassungs-
realität zum großen Teil auf Verwaltung und 
Verfassungsjustiz übergegangen. Daß die Mi 
nisterialbürokratie bei der Gesetzgebung eine 
überragende Rolle spielt, wird allein an der 
Tatsache deutlich, daß der größte Teil der (er-
folgreichen) Gesetzesinitiativen von der Bun-
desregierung ausgeht. Dem Parlament bleibt 
dabei oft nur ein geringer Entscheidungsspiel-
raum. Dieser Spielraum wird zudem durch be-
stimmte Urteile des Bundesverfassungsge-
richts eingeengt, die dem Gesetzgeber manch-
mal bereits den Inhalt künftiger Gesetze vor-
schreiben.

6) Renate Mayntz, Regulative Politik in der Krise!, 
in: Joachim Mathes (Hrsg.), Sozialer Wandel in 
Westeuropa. Verhandlungen des 19. Deutschen So-
ziologentages in Berlin 1979, Frankfurt a. M./New 
York 1979, S. 55 ff.
7) Ein Vollzugsdefizit liegt dann vor, wenn die im 
Gesetz normierten Handlungsanweisungen nicht in 
die Tat umgesetzt oder die vorgegebenen Ziele 
nicht erreicht werden; vgl. Umweltgutachten 1976 
des Rates von Sachverständigen für Umweltfragen 
(BT-Drs. 8/1938), S. 507.



Die Neigung der Parlamentarier, Konflikte — 
zumindest in Wahlzeiten — nicht zu entschei-
den, sondern das politische Risiko auf die Ge-
richte abzuwälzen 8), kann u. U. sogar zum poli-
tischen Immobilismus führen, nämlich dann, 
wenn umstrittene Gesetzesvorlagen erst gar 
nicht dem Parlament vorgelegt werden. Auf 
der anderen Seite sehen sich Parlamente und 
Regierungen in Bund und Ländern einer Bü-
rokratie gegenüber, die sich zu verselbständi-
gen droht. Die immer eingehendere Normie-
rung gesellschaftlicher Sachverhalte führt zu 
einer Herrschaft der Experten und damit zu 
einem tendenziellen Übergewicht der Verwal-
tung. Da die meisten Gesetze als politische 
Kompromisse „offen" sind, erhalten sie ihren 
konkreten Regelungsgehalt oft erst durch die 
administrative Anwendung oder durch die ge-
richtliche Auslegung.

2. Grundtypen der Verrechtlichung

Vor diesem Hintergrund der wissenschaftli-
chen Diskussion lassen sich unschwer drei 
Grundtypen der Verrechtlichung erkennen 
und gegeneinander abgrenzen: die Vergesetz-
lichung, die Bürokratisierung und die Justizi- 
alisierung.

a) Vergesetzlichung
Charakteristisch für die Vergesetzlichung 
oder Parlamentarisierung, die Verrechtli-
chung durch den Gesetzgeber, ist die vor allem 
durch den Wandel der Staatsaufgaben be-
dingte Zunahme der Gesetzesproduktion. Im 
Verlauf der Geschichte änderte sich auch das 
Verständnis der Funktion von Parlament und 
Gesetzgebung. Verlangte das liberale Bürger- 
um in der absoluten Monarchie zunächst nur 
die Bindung staatlichen Handelns an Gesetze 
und die parlamentarische Mitwirkung an ihrer 
Verabschiedung, soweit sie in Freiheit und Ei- 
gentum der Bürger eingriffen, so bedeutete die 
Konstituierung der parlamentarischen Demo- 
kratie in der Weimarer Republik, daß das Par-
ament eine umfassende Kompetenz zu staatli-
cher Normsetzung erlangte. Zentrale Funk- 
ion des Parlaments wurde die Gesetzgebung, 
zugleich änderte sich aber auch der Charakter 
ier Gesetze.

Aus der Eingriffsermächtigung in bürgerliche 
Freiheit und Eigentum wurde ein variables In- 
itrument zur Durchsetzung politischer Ord-

8) Otwin Massing, Das Bundesverfassungsgericht 
ils Instrument sozialer Kontrolle, in: Politische 
/ierteljahresschrift 1970, S. 180 ff.



nungsvorstellungen und schließlich sogar zur 
Aufrechterhaltung des Wirtschaftswachs-
tums9). Vor allem die Notwendigkeit, schnell 
auf nationale und internationale Veränderun-
gen der ökonomischen Gegebenheiten reagie-
ren zu müssen, führte zu einer Abkehr von den 
Grundsätzen der Allgemeinheit und Abstrakt-
heit des Gesetzes und zu einer Zunahme von 
Maßnahme- und Einzelfallgesetzen. Denn ge-
rade die neuen Aufgaben des Sozialstaates, 
Sozialleistungen und Subventionen zu erbrin-
gen sowie Finanzplanung, Global- und Kon-
junktursteuerung zu betreiben, erfordern 
nicht nur immer mehr, sondern auch immer 
speziellere gesetzliche Regelungen

12) Massing 1970, S. 187.
13) Vgl. Hans-Peter Schneider, Richterrecht, Geset-
zesrecht und Verfassungsrecht. Bemerkungen zum 
Beruf der Rechtsprechung im demokratischen Ge-
meinwesen, Frankfurt a.M. 1969, S. 16ff.
14) Entscheidungen des Bundesverwaltungsge-
richts, Amtliche Sammlung, Bd. 12, S. 224.
15) Schneider 1969, S. 18.

b) Bürokratisierung
Unter Bürokratisierung wird in dem hier inter-
essierenden Zusammenhang Verrechtlichung 
durch die Verwaltung verstanden. Ihre Cha-
rakteristika sind die zunehmende Selbststeue-
rung der Administration und — damit verbun-
den — die Schöpfung eigenen (d. h. neuen) 
Rechts auf untergesetzlicher Ebene. Das von 
Max Weber'0) entworfene Strukturmodell le-
gal-bürokratischer Verwaltung hatte zur Vor-
aussetzung, daß in erster Linie Rechtsnormen 
die Ergebnisse des Verwaltungshandelns steu-
ern und so voraussehbar und kalkulierbar ma-
chen. Dieses auf den Rechtsstaat bezogene 
Verwaltungsmodell genügt allerdings moder-
nen sozialstaatlichen Erfordernissen nicht 
mehr. Denn hier ist häufig der Ausgangspunkt 
administrativen Handelns ein bestimmtes po-
litisches Ziel (Zweck) — wie z. B. die Erhaltung 
des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts 
—, während die Mittel, um dieses Ziel zu errei-
chen, u. U. noch gar nicht bekannt sind. In die-
sem Fall bleibt es der Verwaltung überlassen, 
die ihr geeignet erscheinenden Mittel auszu-
wählen und anzuwenden.

Die Verwaltung muß also oft selbst erst die 
Voraussetungen schaffen

11

, die zur Erreichung 
bestimmter konkreter Ergebnisse erforderlich 
sind ). Hierzu gehört nicht nur der bestim-
mende Einfluß der Ministerialverwaltung auf 
die Gesetzgebung, sondern auch der Erlaß von 
Rechtsverordnungen. Durch Gesetz können 
nämlich die Bundesregierung, ein Bundesmi-
nister oder die Landesregierungen ermächtigt

9) Vgl. das Gesetz zur Förderung der Stabilität und 
des Wachstums der Wirtschaft vom 8. Juni 1967, das 
auf Art. 104 a Abs. 4 Satz 2 GG beruht.
10) Max Weber, Wirtschaft und Gesellschaft, Tübin-
gen 1947 ■, S. 161 ff.
11) Vgl. Niklas Luhmann, Legitimation durch Ver-
fahren, Neuwied 19752. 

werden, Rechtsverordnungen zu erlassen. 
Zwar müssen Inhalt, Zweck und Ausmaß der 
erteilten Ermächtigung nach Art. 80 GG im 
Gesetz bestimmt werden, dennoch lassen sich 
auf diese Weise Rechtsnormen schaffen, die 
nicht vom Parlament verabschiedet worden 
sind. Aber auch interne Verwaltungsvorschrif. 
ten und Verwaltungsgrundsätze für den Voll-
zug von Gesetzen haben Auswirkungen auf 
den Bürger, etwa dann, wenn durch sie festge- 
legt wird, wie ein Antrag auf Sozialhilfe bei 
Vorliegen bestimmter Voraussetzungen zu 
entscheiden ist.

c) Justizialisierung
Kennzeichnend für die Justizialisierung, 
die Verrechtlichung in Form von Akten 
der Rechtsprechung, ist die zunehmende 
Verlagerung politischer Entscheidungs- und 
Initiativfunktionen auf die Justiz. Besonders 
deutlich wird dies an der Rolle des Bundesver-
fassungsgerichts als „Hüter der Verfassung", 
die diesem eine Art Gesamtverantwortung für 
das demokratisch-politische Gemeinwesen 
auferlegt12 ). Verrechtlichung durch Kompe-
tenzausdehnung der Judikative ist freilich 
nicht nur auf das Bundesverfassungsgericht 
beschränkt, sondern gilt in gewissem Maße für 
die gesamte Justiz. So wird die „richterliche 
Rechtsfortbildung" in der Rechtswissenschaft 
ganz allgemein als eine Form begrenzter Ge-
setzgebung qualifiziert13 ) und die Rechtsge-
staltung als Aufgabe der Justiz angesehen. 
Von den drei Erscheinungsformen der „rich-
terlichen Rechtsfortbildung: Gesetzesanwen-
dung, Gesetzesergänzung und Gesetzeskor-
rektur, wird allerdings nur die Gesetzeskor-
rektur von der Rechtsprechung als Entschei-
dung gegen das Gesetz strikt abge 14lehnt ). Für 
die Gesetzesergänzung werden hingegen le-
diglich besondere Anforderungen gestellt 15  I 
Sucht der Richter nach einem Ausweg aus den 
„Mauern des Gesetzes", so muß er die Notwen-
digkeit für die Gesetzesergänzung nachwei-
sen. Wegen der Konkretisierungsbedürftig-
keit jeder Rechtsnorm kommt dem Richter-
recht aber auch im Falle der Gesetzesanwen-
dung verrechtlichende Wirkung zu. So wird 



durch Gerichtsentscheidungen — vor allem 
der Obersten Gerichtshöfe des Bundes16 ) — 
u. U. neues Recht geschaffen, das dem vom 
Parlament verabschiedeten Gesetzesrecht in 
seiner Wirkung durchaus vergleichbar ist.

Dies ist die logische Konsequenz des in den 
Art. 20 und 28 GG festgelegten Rechtsstaats-
prinzips, das einerseits bestimmt, daß der Staat 
nur durch Gesetz oder aufgrund eines Geset-
zes in die Rechte des einzelnen eingreifen darf 
und andererseits der Justiz — z. B. durch die 
Gewährung richterlicher Unabhängigkeit 
(Art. 97 GG) — eine besondere Rolle im Rah-
men der Gewaltenteilung zuweist. Ist das 
durch die übrigen Gerichte „geschaffene 
Recht" aber durch den Gesetzgeber jederzeit 
korrigierbar, so gilt dies nicht für das Bundes-
verfassungsgericht. Denn seine Entscheidun-
gen binden die Verfassungsorgane des Bundes 
und der Länder sowie alle Gerichte und Be-
hörden und haben in be

17
stimmten Fällen sogar 

Gesetzeskraft ). War die Prüfung der Verfas-
sungsmäßigkeit von Gesetzen in der Weima-

rer Republik im wesentlichen noch auf die 
Einhaltung der von der Verfassung vorge-
schriebenen Verfahrensregeln beschränkt ge-
wesen, so zeigte der nationalsozialistische Un-
rechtsstaat, daß die Vorkehrungen zum 
Schutze der Demokratie auch auf dem Gebiet 
der Gerichtsbarkeit versagt hatten. Au

18

s dem 
bloß formalen Rechsstaat wurde daher der 
„materiale Rechtsstaat ) des Grundgesetzes, 
in dem staatliches Handeln zusätzlich auch 
auf die im Grundgesetz getroffenen Wertent-
scheidungen hin überprüft wird. Die verfas-
sungsrechtlichen Grundentscheidungen sind 
allerdings zumeist auslegungsbedürftig, so daß 
der Interpretations- und Definitionskompe-
tenz des Bundesverfassungsgerichts eine be-
sondere Bedeutung zukommt. Denn ange-
sichts der Neigung der im parlamentarischen 
Abstimmungsprozeß unterlegenen Minder-
heit, das Verfassungsgericht als Schiedsrich-
ter anzurufen, ist eine Tendenz zur allmähli-
chen Verschiebung des politischen Macht-
gleichgewichts auf Kosten von Parlament und 
Regierung unübersehbar.

II. Verrechtlichung in der politischen Praxis

Seit geraumer Zeit klagen nicht nur Unterneh-
mer und Wirtschaftsverbände über die Zu-
nahme von oft geradezu unsinnigen Rechts-
vorschriften, die den Handlungsspielraum des 
einzelnen einschränkten und die wirtschaftli-
chen Auswirkungen nur unzureichend be-
rücksichtigten. Auch Lehrer und Hochschul-
lehrer sehen sich weitgehend hilflos einer im-
mer stärkeren Reglementierung ihrer Aufga-
ben gegenüber. Kommunalpolitiker beschwö-
ren die Gefahr eines Funktionsverlusts der ge-
meindlichen Selbstverwaltung durch Eingriffe 
des Staates. Gewerkschafter beklagen die Ein-
engung ihres tarifpolitischen Handlungsspiel-
raums durch Betriebsverfassungsrecht und 
Arbeitsgerichte. Auf der anderen Seite for-
dern Umweltschützer eine weitergehende 
rechtliche Regelung der Nutzung natürlicher 
Ressourcen (Boden, Luft, Wasser, Rohstoffe 
etc.), obgleich vor allem seit Mitte der siebzi-
ger Jahre zahllose Umweltgesetze in Kraft ge-

16) Bundesgerichtshof, Bundesverwaltungsgericht, 
Bundesfinanzhof, Bundesarbeitsgericht, Bundesso-
zialgericht.
1) Vgl. hierzu § 31 des Gesetzes über das Bundes-
verfassungsgericht i.d.F. vom 3. Februar 1971.
17) Ulrich Scheuner, Die neuere Entwicklung des 
Rechtsstaats, in: Ernst Forsthoff (Hrsg.), Rechtsstaat-
lichkeit und Sozialstaatlichkeit, Darmstadt 1968, 
S. 462 f.

treten sind 19).  Sozialpolitiker — aber auch Ge-
werkschafter — warnen überdies davor, daß 
im Zuge von Entstaatlichungstendenzen so-
ziale Teilhaberechte ebenso wie politische 
Mitwirkungsrechte, die durch Reformen müh-
sam erkämpft worden sind, abgebaut werden 
könnten. Auch die Therapievorschläge sind 
also in sich widersprüchlich und offenbar 
nicht gründlich genug durchdacht. Verrechtli-
chung erweist sich damit als ein Phänomen, 
das ganz unterschiedliche Folgen haben kann, 
indem sie sowohl bestandssichernd wie hand-
lungsbegrenzend wirkt. Im folgenden sollen 
daher Ausmaß und Wirkung der Verrechtli-
chung zunächst in einem allgemeinen Über-
blick dargestellt werden.

1. Normenflut und Gesetzesdickicht

Äußeres Kennzeichen der Verrechtlichung ist 
die vielfach als „Normenflut" bezeichnete Zu-
nahme der Gesetze196), die freilich allein über

18) Siehe hierzu: Rüdiger Voigt, Soziale Sicherung 
zwischen Anpassung und Strukturreform, in: Aus 
Politik und Zeitgeschichte, B 9/79, S. 27 ff.
,19) Vgl. hierzu die Diskussion im Bundesrat, abge-
druckt in der Wochenzeitung „Das Parlament“, 
Nr. 11 vom 15. März 1980.



Regelungsinhalt und Regelungsdichte — und 
damit auch über ihre Folgen — noch nichts 
aussagt. Daneben fällt aber auch die Ausdeh-
nung der Regelungsbereiche sowie der zuneh-
mende Anteil an von den Regierungen erlas-
senen Rechtsverordnungen auf. Und schließ-
lich trägt im Wirtschaftsbereich auch die Eu-
ropäische Gemeinschaft dazu bei, durch den 
Erlaß von unmittelbar verbindlichen EG-Ver-
ordnungen das „Gesetzesdickicht" noch un-
durchdringlicher zu machen. So äußerten sich 
selbst Bundeskanzler Helmut Schmidt und 
sein damaliger Justizminister, Hans-Jochen 
Vogel, skeptisch gegenüber der „Normenflut". 
Nicht alles müsse unbedingt durch Gesetze 
geregelt werden. In ihrer dreiteiligen Doku-
mentation „Gängelwirtschaft statt Marktwirt-
schaft?" aus den Jahren 1977 und 1978 nannte 
die Industrie- und Handelskammer zu Ko-
blenz zahlreiche Beispiele für einen offen-
sichtlich unsinnigen Gesetzesperfektionis- 
mus. Noch deutlicher wurde die CDU in ihrer 
Dokumentation „Unsichtbare Staatsquote 
oder Was die Staatsquote verschweigt" vom 
Februar 1979. Unter der Überschrift „Eurokra-
tie“ vermerkte sie: „Fast lachhaft wird der 
Hang zur Detailverordnung der EG-Bürokra-
tie am Beispiel der Verordnung über den 
freien Verkehr von Frischeiern, für die sogar 
die Größe der Luftblase in der Eierschale fest-
gelegt wurde. Eine solche Verstrickung im De-
tail muß zwangsläufig zu Ergebnissen führen, 
die das Gegenteil davon bewirken, was sie ei-
gentlich bezwecken sollen: Klarheit, Gerech-
tigkeit, Praktikabilität"20 ).

20) CDU-Bundesgeschäftsstelle, Hauptabteilung Po-
litik, Abt. Analysen (Hrsg.), Unsichtbare Staatsquote 
oder Was die Staatsquote verschweigt. Eine Doku-
mentation, Stand: 15. Februar 1979, S. 26.
21) Klaus Tiggemann, Die unaufhaltsame Flut? Be-
merkungen zu einem Vergleich von Reichs- und 
Bundesgesetzen, in: Materialien zur Politischen Bil-
dung 1979, S. 30 ff., 38; Waldemar Schreckenberger, 
Sozialer Wandel als Problem der Gesetzgebung, in: 
Verwaltungsarchiv 1977, S. 28ff., 31.

22) Hans-Jochen Vogel, Zur Diskussion um die Nor-
menflut, in: Juristenzeitung 1979, S. 321 ff.
23) Der Fundstellennachweis A enthält das Bundes-
recht ohne völkerrechtliche Verträge und Verein-
barungen mit der DDR.
24). Vgl. Georg Berner, Inflation im Recht, in: Bayeri-
sche Verwaltungsblätter 1978, S. 617ff.
25) Jürgen Habermas, Legitimationsprobleme im
Spätkapitalismus, Frankfurt a. M. 19753, S. 53 f. 
26)Vgl. Vogel 1979, S. 322.

a) Das Parlament als „Normenpresse"?
Vergleicht man einmal die Zahl der im Kaiser-
reich jährlich verabschiedeten Gesetze mit der 
Bundesgesetzgebung heute, so ergibt sich eine 
Steigerung um 500 Prozent in hundert Jahren. 
Verabschiedete der Reichstag des Kaiser-
reichs 1910 noch 22  Gesetze, so waren es 
in der Weimarer Republik 1930 bereits 99 
Reichsgesetze, während der Deutsche Bundes-
tag durchschnittlich 115 Gesetze pro Jahr ver- 
absch 21iedet ). Besonders plastisch läßt sich 
diese Entwicklung an der Seitenzahl der Ge-

setzesblätter veranschaulichen. War das 
Reichsgesetzblatt im Kaiserreich etwa 570 Sei-
ten stark, so erreichte dieses in der Weimarer 
Republik bereits einen Umfang von rd. 1 000 
Seiten. Demgegenüber umfaßt das Bundesge-
setzblatt, das seinen Umfang in den letzten 30 
Jahren allein verdreifacht hat, heute etwa 1700 
Seiten. Heute wird also in einem Jahr etwa so-
viel an Gesetzblattext veröffentlicht wie vor 
100 Jahren in zehn Jahren22). Und diese Zah-
len erfassen nur die Bundesgesetzgebung; die 
Ländergesetzgebung vermehrt die „Gesetzes-
flut" noch einmal beträchtlich. Nach dem 
Fundstellennachweis A23) waren am 18. Fe-
bruar 1977 etwa 1 480 Gesetze und 2 280 
Rechtsverordnungen des Bundes in Kraft. 
Dazu kamen z. B. allein für Bayern nach dem 
Stand vom 1. Januar 1977 noch einmal 499 
Landesgesetze und 1255 Rechtsverordnungen 
des Freistaates Bayern 24). Ähnliche Zahlen 
gelten für die Gesetzesproduktion der übrigen 
Bundesländer. Nicht berücksichtigt sind dabei 
die zahllosen EG-Verordnungen (1975 etwa 
3 500).

b) Ursachen der „Normenflut"
Ohne Zweifel verursachen technischer, wirt-
schaftlicher und sozialer Wandel sowie die in-
ternationale Verflechtung der Bundesrepublik 
Deutschland einen gewissen Mehrbedarf an 
gesetzlichen Regelungen. Zudem hat die Ent-
wicklung zum Wohlfahrts- und Verteilerstaat 
nicht nur zu einer Änderung der Staatsaufga-
ben, sondern auch zu einem neuen Verständ-
nis der politischen Funktionen von Rechtset-
zung geführt. Denn auch zur Aufrechterhal-
tung des Wirtschaftswachstums muß heute 
der Staat immer häufiger eingreifen und als 
„Interventionsstaat" immer mehr Aufgaben 
selbst übernehmen25). Bei einem Vergleich 
der Gesetzesproduktion zu verschiedenen 
Zeiten muß zudem berücksichtigt werden, daß 
ein großer Teil der Seiten des Bundesgesetz-
blattes gar nicht der Wiedergabe neuer 
Rechtsnormen, sondern z. B. der Bekanntma-
chung des zusammenhängenden Wortlauts ei-
nes vielfach geänderten Gesetzes, dem Ab-
druck von Listen, Tabellen, amtlichen Form-
blättern etc. dient26).



Dennoch bleibt eine genügend große Zahl 
neuer gesetzlicher Regelungen übrig, um die 
Frage gerechtfertigt erscheinen zu lassen, ob 
für alle Gesetze und Verordnungen der letzten 
Zeit tatsächlich ein echtes Regelungsbedürf-
nis bestand. Es ist daher vor allem nach den 
vermeidbaren Ursachen der „Normenflut" zu 
fragen. Hansjörg Jellinek27 ) nennt als Haupt-
ursache die falsche und unkoordinierte Priori-
tätensetzung bei der Normgebung. Oft werden 
nämlich die eigentlich zu lösenden politischen 
Probleme über den technischen Details ver-
gessen oder aber nicht in Zusammenhang mit 
den übrigen Zielen der Regierungspolitik ge-
bracht. Die Folge sind zu viele Spezialistenge-
setze, die zudem nicht mit anderen Gesetzen 
koordiniert sind. Ottmar Bühler27i) beschreibt 
diesen Sachverhalt als „jenen Dauerregen sy-
stemloser Gesetze und Gesetzesflicken", auf 
den er (1959) die „heutige Misere" zurückführt. 
Weitere Ursachen sind nach Jellinek: Zeit-
druck und Hektik; zu perfektionistische Be-
stimmungen; Unklarheit und „Schlampigkeit" 
der Gesetzessprache; Verweisungssucht so-
wie Entscheidungsangst oder Profilierungs-
sucht einzelner Beamter. Offenbar fehlt es an 
einer „Kontrolle der Rechtsanwendung". Der 
Vorsitzende des Rechtsausschusses des Deut-
schen Bundestages, Dr. Lenz, hat das vor eini-
gen Jahren bereits zutreffend formuliert 27 :  
„Was passiert eigentlich mit den Gesetzen, die 
wir hier verabschieden? Diesem Gesichts-
punkt ... haben wir bei unserer bisherigen Ar-
beit, ich möchte sagen, sträflich wenig Auf-
merksamkeit gewidmet, weil wir ständig mit 
neuen .Produktionen' beschäftigt waren und 
deshalb unter Umständen gar nicht genau wis-
sen konnten, wie der Stand der Dinge draußen 
ist und ob sich das, was wir neu machen, ei-
gentlich in den richtigen Bahnen bewegt."
Im Sinne eines „legal self-restraint" empfiehlt 
Jellinek daher, die Normierungsnotwendig-
keit schärfer zu prüfen sowie Gesetzesplanung 
und Gesetzestechnik zu verbessern. Dazu ge-
hört vor allem eine sorgfältige Tatsachenprü-
fung bei der Vorbereitung von Gesetzentwür-
fen, aber auch die Verpflichtung, die Wirkung

27) Hansjörg Jellinek, Ursachen und Reduktions-
möglichkeiten der Überfülle von Rechtsvorschrif-
ten, in: Verwaltung und Fortbildung (Schriften der 
Bundesakademie für öffentliche Verwaltung), 2/78, 
S. 62ff„ 65.

Ottmar Bühler, Grundsätzliches zum Thema 
von der .Gesetzesinflation1' und der „aufgeblähten 
Verwaltung", in: Juristenzeitung 1959, S. 297 ff., 298. 
”b) Zitiert nach: Hermann Maassen, Die Freiheit 
des Bürgers in einer Zeit ausufernder Gesetzge-
bung, in: Neue Juristische Wochenschrift 1979, 
1473 ff., 1477.

bereits geltender Gesetze zu kontrollieren 
und sie bei Änderungen der Entwicklung oder 
im Fall einer Fehlprognose zu korrigie- 
ren 27).

c) Unzulänglichkeiten der Gesetzessprache 
Neben dem Umfang der Gesetzesproduktion 
wird besonders die Gesetzessprache kritisiert. 
Sie erscheint oft als unverständlich und ver-
stärkt damit den Eindruck, man befinde sich in 
einem undurchdringlichen „Dickicht" der Ge-
setze. Eine der Ursachen für die geringe Ver-
ständlichkeit der Gesetzestexte ist die aus- 
ufernde Verweisungspraxis. Was der Gesetz-
geber durch den Verweis auf an anderer Stelle 
veröffentlichtes Recht an Umfang des Gesetz-
blattes einspart, geht nämlich ganz zu Lasten 
der Betroffenen. Denn der Bürger, der mit ei-
nem bestimmten Gesetz konfrontiert wird, hat 
kaum jemals die Möglichkeit, sich Zugang zu 
allen zitierten Gesetzen zu verschaffen. Ohne 
die Kenntnis dieser Zitate ist der Sinn der im 
Gesetz enthaltenen Aussage oft aber gar nicht 
zu verstehen. Das Gesetz erfüllt damit seine 
Aufgabe nicht, dem Bürger zu sagen, wie et 
sich in einer bestimmten Situation zu verhal-
ten hat, was seine Recht sind, wo seine Pflich-
ten liegen, wo er Einschränkungen im Inter-
esse der Allgemeinheit hinzunehmen hat oder 
welche Leistungen er von der Allgemeinheit 
fordern kann27 ).
Nicht zu Unrecht werden daher verständli-
chere Gesetze gefordert, da sich auch die Spra-
che an dem Adressatenkreis der Norm zu 
orientieren habe. Begnügen sich einige Kriti-
ker mit der Forderung, zumindest der Rechts-
kundige (etwa der Rechtsanwalt) müsse ein 
Gesetz verstehen können, so geht Konrad Re-
deker27^ noch einen Schritt weiter. Er fordert, 
daß Gesetze für jedermann so formuliert sein 
müßten, daß der Bürger sie in ihren Grundzü-
gen verstehen könne, ohne Rechtsrat einholen 
zu müssen. Die Kritik an der Sprache der Ge-
setze ist allerdings keinesfalls auf unsere Zeit 
beschränkt, sondern wurde bereits vor der 
Jahrhundertwende laut. Das Besondere an der 
heutigen Situation ist jedoch, daß sich „Nor-
menflut" und Regelungsdichte auf der einen 
Seite sowie Vieldeutigkeit der Begriffe und 
Formulierungsunschärfe auf der anderen

Maassen 1979, S. 1478.
Otto Rudolf Kissel, Zur Kritik am Umfang und 

an der Sprache unserer Gebote, in: Frankfurter All-
gemeine Zeitung vom 26.9. 1978, S. 6.

Konrad Redeker, Gesetzesrationalität und ver-
ständliches Recht, in: Neue Juristische Wochen-
schrift 1977, S. 1183f„ 1184.



Seite gegenseitig hochschaukeln. Trotz inten-
siver Bemühungen ist dieses Problem jedoch 
allenfalls teilweise zu lösen. Allzu kompliziert 
sind die Lebenszusammenhänge (vor allem die 
technischen Zusammenhänge), aber auch die 
rechtswissenschaftliche Durchdringung (Dog-
matik) des Stoffes geworden, als daß sich Ge-
setzesaussagen ohne weiteres in der für jeden 
verständlichen Umgangssprache formulieren 
ließen.

d) Sicherung des Rechtsstaats
In einem Rechtsstaat spielt die Justiz eine be-
sondere Rolle. Denn eine der Hauptaufgaben 
des Rechtsstaates ist es, die Freiheit des Indi-
viduums vor staatlichen Eingriffen zu schüt-
zen. Nicht zufällig sind daher die meisten 
Grundrechte des Grundgesetzes Freiheits-
rechte. Für den Schutz der Freiheitssphäre des 
einzelnen steht in der Bundesrepublik 
Deutschland eine gut ausgebaute Verwal-
tungsgerichtsbarkeit zur Verfügung, mit deren 
Hilfe der Betroffene nahezu jede Verwaltungs-
maßnahme — wie z. B. die Verweigerung einer 
Baugenehmigung, die Erteilung eines Renten-
bescheides etc. — auf ihre Rechtmäßigkeit 
überprüfen lassen kann. Damit dienen die 
Verwaltungsgerichte zugleich einer externen 
Kontrolle der Verwaltung.
Im „materialen Rechtsstaat" des Grundgeset-
zes werden aber auch die vom Parlament ver-
abschiedeten Gesetze durch die Verfassungs-
gerichtsbarkeit an ihrer Vereinbarkeit mit den 
Grundentscheidungen der Verfassung gemes-
sen. Die hierfür erforderliche Interpretation 
des Grundgesetzes ist Aufgabe des Bundes-
verfassungsgerichts. Damit ist freilich die Ge-
fahr verbunden, daß die Überprüfung von Ge-
setzen anhand „selbstgesetzter" Maßstäbe das 
Bundesverfassungsgericht quasi in die Rolle 
eines „Über-Gesetzgebers" drängt. Immer wie-
der wird daher von diesem Gericht mehr „rich-
terliche Selbstbeschränkung" (judicial self- 
restraint) gefordert, wenn es durch seine Ent-
scheidungen Gesetze nicht nur als verfas-
sungswidrig verwirft, sondern durch be-
stimmte Vorgaben oft sogar den Gesetzgeber 
selbst zum Handeln zwingt28 ). Solche Forde-
rungen verkennen allerdings möglicherweise 
den engen Zusammenhang von Recht und Po-
litik, durch den dem Bundesverfassungsge-
richt im Grundgesetz nicht nur eine juristi- 

28) Martin Gralher, Verrechtlichung der Politik 
durch die Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichts?, in: Rüdiger Voigt (Hrsg.), Verrechtlichung, 
Königstein 1980, S. 218 ff.

29) Heiner Geißler (Hrsg.), Verwaltete Bürger — Ge-
sellschaft in Fesseln. Berlin/Wien 1978.

sehe, sondern auch eine politische Rolle zuge- 
wiesen worden ist.

2. Therapievorschläge

Während die zumeist politik- oder verwal-
tungswissenschaftlich begründeten Ände-
rungsvorschläge in erster Linie eine Verbesse-
rung der Gesetzgebung zur besseren Durch-
setzung politischer Ziele bezwecken, zielen 
die von Politikern vorgetragenen Therapie-
vorschläge auf ein generelles Zurückdrängen 
des Staates aus dem gesellschaftlichen Be-
reich. Diese Vorschläge reichen von der Ein-
dämmung der „Normenflut" durch das Außer-
kraftsetzen von Gesetzen über die Entstaatli-
chung bzw. Re-Privatisierung öffentlicher Aul- 
gaben bis zur Entbürokratisierung. Während 
Entbürokratisierung und Entstaatlichung of- 
fen als politische Ziele proklamiert werden, ist 
Charakteristikum der Entregelung, des direk-
ten Gegenstücks zur Vergesetzlichung, daß 
diese weitgehend unbemerkt von der Öffent-
lichkeit stattfindet.

Der bekannteste dieser Therapievorschläge 
ist sicher die Forderung nach Entstaatlichung, 
die vor allem von den Unionsparteien vertre-
ten wird. Auf der wissenschaftlichen Fachta-
gung der CDU, die 1978 unter dem Motto „Ver-
walte Welt — Gesellschaft in Fesseln. Büro-
kratisierung und ihre Folgen für Staat, Wirt-
schaft und Gesellschaft"29 ) in Bonn stattfand, 
wurde der wirtschaftspolitische Hintergrund 
dieser Forderung besonders deutlich. In Vor-
tragsthemen wie „Bremsklötze weg!" (Rainer 
Barzel), „Im Dschungel des Steuersystems“ 
(Carl Heinrich Friauf), „Der Mensch im Laby-
rinth des Sozialstaates" (Theodor Schober), 
„.Normierungswut' als Ursache der Aufblä-
hung der Bürokratie" (Roman Herzog), „Alle 
Macht dem Staate?" (Clemens-August Andre-
ae) wurde das allgemeine Unbehagen an der 
„verwalteten Welt" auf gängige politische For-
meln gebracht und mit Nachdruck für eine 
freie Marktwirtschaft plädiert.

a) Entregelung
Auf den ersten Blick erscheint die Entrege-
lung als besonders geeignetes Mittel, der 
„Normenflut" Einhalt zu gebieten. Denn wenn 
es tatsächlich zuviele, d. h. überflüssige und 
vielleicht sogar unsinnige Gesetze gibt, was 
liegt dann näher, als diese abzuschaffen? In 
diesen Zusammenhang gehört beispielsweise 



der. Vorschlag, bestimmte Gesetze zeitlich zu 
befristen. Da viele moderne Gesetze nicht 
mehr Grundsatzfragen, sondern Einzelfälle re-
geln, sollten sie außer Kraft gesetzt werden, 
wenn sie ihren Zweck erfüllt haben. Ähnliches 
gilt für bestimmte Paragraphen eines größeren 
Gesetzgebungswerks (z. B. der Sozialgesetzge-
bung), die nicht mehr aktuell sind, weil sich 
seit ihrem Inkrafttreten ein gesellschaftlicher 
Wandel vollzogen hat. Eine Bereinigung, die 
das Aussondern überholter Rechtsvorschrif-
ten womöglich mit einer Neuordnung der ge-
samten Materie verbindet — wie diese z. B. im 
Sozialgesetzbuch vorgenommen worden ist —, 
kann ebenfalls eine sinnvolle Verringerung 
der Gesetzesfülle bewirken.

Abbau von Gesetzesrecht
Allerdings führt das Schlagwort von der „Ge-
setzesflut“ insofern in die Irre, als nicht jeder 
Abbau von Gesetzesrecht auch zugleich die 
Verrechtlichung und ihre Folgen beseitigt. 
Denn Verrechtlichung kommt ja nicht nur in 
Form von Vergesetzlichung vor, sondern auch 
als Bürokratisierung oder als Justizialisierung. 
Werden also gesetzliche Regelungen außer 
Kraft gesetzt, die aktuelle und regelungsbe-
dürftige Probleme betreffen, dann ist damit zu 
rechnen, daß an die Stelle der Gesetzesbe-
stimmungen Verwaltungsanordnungen und/ 
oder Gerichtsurteile treten. Der „Erfolg" wäre 
äußerst problematisch, da auf diese Weise 
u. U. ein wichtiger Bereich der Kontrolle des 
demokratisch legitimierten Gesetzgebers ent-
zogen würde, ohne daß — aufs Ganze gesehen 
— die Regelungsdichte wesentlich verringert 
würde. Eine solche Verlagerung rechtlicher 
Regelung auf einen anderen Verrechtli-
chungsträger, also auf Verwaltung oder Justiz, 
tritt ebenfalls dann ein, wenn der Regelungs-
gehalt von Rechtsnormen vorschnell zurück-
genommen wird. An die Stelle eindeutiger ge-
setzlicher Regelungen treten dann offener ge-
faßte Formulierungen (Generalklauseln etc.), 
die z. B. der Verwaltung einen weiten Hand- 
lungs- und Ermessensspielraum einräumen. 
Eine extreme Form der Entregelung ist 
schließlich das Zurücknehnaen gesetzlich fest-
gelegter sozialstaatlicher Teilhabe- oder Mit-
wirkungsrechte durch das ersatzlose Strei-
chen der entsprechenden Vorschriften des 
Gesetzes30).

31) Vgl. Wolfgang Piepenstock, „Grundgesetz", in: 
Axel Görlitz (Hrsg.), Handlexikon zur Rechtswis-
senschaft, München 1972, S. 166 ff., 170.
32) Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts, 
in: Die öffentliche Verwaltung 1979, S. 49ff., 50, so-
wie: Amtliche Sammlung, Bd. 34, 169, 192 f. und Bd. 
41, S. 251 ff., 259.
33) CSU-Fraktion im Bayerischen Landtag (Hrsg.),
Entstaatlichung. Ein Begriff gewinnt Gestalt (Schrif-
tenreihe der CSU-Fraktion im Bayerischen Landtag, 
Bd. 1), Neuwied b. München o. J. (1977), S. 9.

30) Z. B. § 67 Bundes-Immissionsschutzgesetz, § 155 a 
Bundesbaugesetz, § 4 Städtebauförderungsgesetz; 
vgl. hierzu: Reinhard Hendler, Partizipationsdemon-
tage im Städtebaurecht?, in: Zeitschrift für Rechts-
politik, 1979, S. 137 ff.

Schranken der Entregelung
Im demokratischen Rechtsstaat ergeben sich 
freilich bestimmte Schranken für eine gene-
relle Entregelung aus der Verfassung. Hierzu 
gehört insbesondere der Vorbehalt des Geset-
zes, nach dem in die Freiheitsrechte des Bür-
gers nur durch Gesetz oder aufgrund eines Ge-
setzes eingegriffen werden darf. Für die Ver-
waltung bedeutet das, daß sie zumindest im 
Bereich der Eingriffsverwaltung (hinsichtlich 
der Leistungsverwaltung ist dies nach wie vor 
strittig) eine gesetzliche Ermächtigung 
braucht. Um die parlamentarische Verant-
wortlichkeit und die rechtsstaatliche Vorher-
sehbarkeit des Staatshandelns sicherzustellen, 
erlaubt das Grundgesetz deshalb auch nur 
eine begrenzte Übertragung von Normset-
zungsbefugnissen auf die Exekutive31 ). Zwar 
kann die Regierung durch Gesetz ermächtigt 
werden, Rechtsverordnungen zu erlassen. In-
halt, Zweck und Ausmaß der vom Parlament 
erteilten Ermächtigung müssen aber nach Art 
80 GG im Gesetz bestimmt werden.
Darüber hinaus hat das Bundesverfassungsge-
richt für alle Träger der Staatsgewalt verbind-
lich festgestellt, daß „die Ordnung wichtiger 
Lebensbereiche zumindest in ihren Grundzü-
gen von dem demokratischen Gesetzgeber 
selbst verantwortet werde“ (Wesentlichkeits-
theorie)32 ). Als wichtig werden vor allem sol-
che Bereiche angesehen, die durch Grund-
rechte geschützt sind. Zumindest der Rahmen 
für die Regelung dieser Bereiche muß also 
durch vom Parlament verabschiedete Gesetze 
festgelegt werden, die freilich durch gesetzes-
abhängige Rechtsverordnungen — und 
schließlich durch Verwaltungsvorschriften — 
weiter konkretisiert werden können.

b) Entstaatlichung
Ein weiterer Gegentrend zur Verrechtlichung 
ist die Entstaatlichung. Diese zielt nach An-
sicht der CSU-Fraktion im Bayerischen Land-
tag, die sie in ihrer Entstaatlichungs-Interpel-
lation vom 30. Juni 1977 33 ) dargelegt hat, auf 
drei Bereiche:



a) Abbau zu engmaschiger Reglementierun-
gen des Bürgers durch den Staat sowie Ver-
zicht auf Gesetze und Verordnungen, die nicht 
zwingend notwendig sind,
b) Privatisierung öffentlicher Leistungen, die 
von der privaten Wirtschaft ebenso wie von 
der öffentlichen Hand angeboten werden oder 
angeboten werden können,
c) Anwendung moderner Organisationsprin-
zipien, soweit dies nach der Besonderheit der 
öffentlichen Aufgaben möglich und nützlich 
ist ).34

36) Rolf-Richard Grauhan/Rudolf Hickel (Hrsg.),
Krise des Steuerstaats? Widersprüche, Perspekti-
ven, Ausweichstrategien, Opladen 1978, S. 8.
37) Das Bruttosozialprodukt ist die Summe der 
Wertschöpfung aller Wirtschaftsbereiche ein-
schließlich aller staatlichen und anderen Dienstlei-
stungen.

Damit faßt die bayerische CSU unter dem Be-
griff „Entstaatlichung" im Grunde alle Gegen-
tendenzen zur Verrechtlichung zusammen. 
Dem sei hier jedoch der Begriff der Entstaatli-
chung im engeren Sinne gegenübergestellt, 
der weder die Entregelung noch die Entbüro-
kratisierung einschließt. In seinem Mittelpunkt 
steht die „Privatisierung" oder besser: Re-Pri- 
vatisierung öffentlicher Aufgaben35).

Re-Privatisierung öffentlicher Aufgaben
Mit einer solchen Re-Privatisierung soll näm-
lich der historische Prozeß der allmählichen 
„Verstaatlichung" weiter gesellschaftlicher Be-
reiche rückgängig gemacht werden. Be-
schränkte sich der „Nachtwächterstaat" des 
wirtschaftlichen Liberalismus noch auf den 
Schutz von Freiheit und Eigentum seiner Bür-
ger, so wurden mit dem Entstehen des Sozial-
staates im Gefolge der Industrialisierung die 
für jedermann notwendigen Dienstleistungen 
(Gas, Wasser, Elektrizität, Abwasserentsor-
gung, Verkehrsmittel etc.) unter dem Begriff 
„Daseinsvorsorgd' (Ernst Forsthoff) zu öffentli-
chen (staatlichen) Aufgaben. Und schließlich 
mußte der „Interventionsstaat“ im Zeichen der 
Wirtschaftskrisen immer häufiger zur Auf-
rechterhaltung des Wirtschaftswachstums 
eingreifen. Stabilitätspolitik wurde zu einer 
der wichtigsten Aufgaben des Staates, die 
durch Verfassungsänderung sogar in das 
Grundgesetz aufgenommen wurde (Art. 104a 
Abs. 4 GG). Zugleich mußte die öffentliche 
Hand immer mehr Aufgaben übernehmen, die 
mangels Rentabilität von privaten Unterneh-
men nicht mehr bearbeitet wurden. Da sich 
der „Steuerstaat" (Joseph A. Schumpeter) nicht 

über eine von ihm selbst organisierte und pro. 
duzierte Wertschöpfung, sondern nur über 
Abschöpfungsbeträge (Steuern etc.) finanzie-
ren kann36 ), sind dem Staat bei diesen Aufga. 
ben enge finanzielle Grenzen gesetzt, will er 
die Steuerschuldner nicht über Gebühr bela-
sten oder sich unverantwortlich hoch ver-
schulden.

Senkung der Staatsquote
Angesichts der Krise der Staatsfinanzen, die 
sich gerade jetzt wieder in Deckungslücken 
sowohl des Bundeshaushalts wie der Länder-
haushalte zeigt, gewinnt das Argument der 
Entstaatlichungsbefürworter, man müsse den 
Staat von bestimmten Aufgaben und damit 
auch von ihrer Finanzierung entlasten, an Ak-
tualität. Die Forderung nach einer Senkung 
der Staatsquote, dem Anteil der öffentlichen 
Hand am Bruttosozialprodukt37 ), ist daher 
auch nicht nur in der Bundesrepublik 
Deutschland, sondern auch in anderen westli-
chen Ländern populär. So haben sowohl die 
britische Premierministerin Magaret Thatcher 
wie der neue US-Präsident Ronald Reagan 
ausdrücklich gefordert — und z. T. auch be-
reits realisiert —, die Staatsquote zu senken 
und teure Konjunktur- und Sozialprogramme 
zu streichen. Auf diese Weise werden zwar die 
Staatsfinanzen zunächst entlastet, die sozialen 
Kosten hierfür sind jedoch noch nicht abseh-
bar. So belastet beispielsweise der Verlust von 
Arbeitsplätzen die Träger der Arbeitslosen-
versicherung durch höhere Ausgaben bei ge-
ringeren Einnahmen, aber auch die der Ren-
tenversicherung, die geringere Einnahmen 
hinnehmen müssen.
Fraglich erscheint auch, ob sich mit der Re-Pri-
vatisierung öffentlicher Aufgaben tatsächlich 
— wie vielfach behauptet wird — die Abga-
benbelastung des Bürgers verringern läßt. 
Denn selbst wenn sich durch den Abbau von 
Staatsaufgaben und damit von Finanzierungs-
verpflichtungen des Staates wirklich die Steu-
ern senken lassen würden, wären auf der an-
deren Seite sowohl negative Auswirkungen 
auf das Leistungsangebot als auch entspre-
chend höhere Marktpreise für privatisierte 
Leistungen nicht auszuschließen.

34) Siehe hierzu: Wolfram Engels, Die organisierte 
Verschwendung. Warum die Staatsbürokratie so 
wenig leistet und wie sie reformiert werden könnte, 
in: Die Zeit, Nr. 12 vom 13. März 1981, S. 9ff.
35) Vgl. Karl-Breuer-Institut des Bundes der Steuer-
zahler (Hrsg.), Privatisierung öffentlicher Aufgaben 
(Heft 41), bearbeitet von H. H. von Arnim, R. Borell, 
G. Vogt, Wiesbaden 1978, S. 9.



Subsidiaritätsprinzip und christliche Staats-
auffassung
Ausgangspunkt der Entstaatlichungsbestre-
bungen der CSU und der von ihr gestellten 
Bayerischen Staatsregierung ist das Subsi-
diaritätsprinzip (Nachrangigkeitsgrundsatz), 
demzufolge „in erster Linie die kleinere Ge-
meinschaft wirken soll und mit staatlichen 
Mitteln erst dann einzugreifen ist, wenn es un-
ausweichlich wird1'38). Freilich haben die Ver-
fassungsgerichte bisher nicht auf das Subsidi-
aritätsprinzip als Verfassungsgrundsatz zu-
rückgegriffen. Es ist daher nach wie vor so-
wohl für das Bundes- wie für das Länderverfas-
sungsrecht umstritten, ob diesem Prinzip der 
Rang eines Verfassungssatzes beigemessen 
werden kann. Nach den Worten des damali-
gen bayerischen Innenministers, Alfred Seidl, 
ist das Subsidiaritätsprinzip „für die Staatsre-
gierung schon als Maxime christlicher Staats- 
auffasung eine Richtschnur für die Aufgaben-
verteilung zwischen den gesellschaftlichen 
Kräften und der öffentlichen Hand"39 ). Damit 
nimmt Seidl bewußt Bezug auf die katholische 
Soziallehre und die in diesem Zusammenhang 
maßgebliche Formulierung in der Enzyklika 
„Quadragesimo anno" Nr. 79. Die Folge dieses 
besonderen Engagements besteht darin, daß in 
Bayern bereits die zweite „Entstaatlichungs-
kommission“ am Werk ist, deren Vorschläge
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z. T. auch bereits realisiert sind ).  In den ande-
ren unionsregierten Bundesländern werden 
ebenfalls Entstaatlichungsbestrebungen er-
kennbar, auf die hier jedoch nicht näher einge-
gangen werden kann41 ).

38) Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts, 
Amtliche Sammlung, Bd. 10, S. 83.
39) CSU-Fraktion im Bayerischen Landtag, 1977, 
S. 30.
40) Zu den Einzelheiten: Drs. des Bayerischen Land-
tags Nr. 9/4256, S. 8f.
") Vgl. hierzu: Rüdiger Voigt, Sozialpolitik zwi-
schen Verrechtlichung und Entstaatlichung — Be-
standssicherung oder Abbau des sozialpolitischen 
Besitzstandes?, in: Leviathan, 1981, H. 1.

c) Entbürokratisierung
Ähnlich wie der Begriff der „Entstaatlichung“ 
ist auch der der „Entbürokratisierung" noch 
nicht eindeutig wissenschaftlich definiert und 
daher verschieden interpretierbar. In einer 
weiten Auslegung wird hierunter auch die 
Normreduzierüng verstanden. Dies gilt z. B. 
auch für den Beschluß der Regierungschef des 
Bundes und der Länder vom 15. Februar 1979 
zur Rechts- und Verwaltungsvereinfachung, 
der folgenden Wortlaut hat:

„Die Regierungschefs von Bund und Ländern 
sind sich darüber einig, der Gefahr einer Über-
reglementierung und Perfektionierung im Be-
reich der Gesetzgebung und der Verwaltungs-
regelungen entgegenzuwirken. Sie werden 
darauf achten, daß folgende Grundsätze stär-
ker verwirklicht werden:
— Die Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
sollten auf das zur Erreichung der politischen 
Zielsetzung unbedingt Notwendige be-
schränkt werden.
— Die Regelungsbefugnis sollte stets dort 
den Ländern überlassen bleiben, wo eine bun-
desgesetzliche Regelung nicht zwingend ge-
boten ist.
— Regelungen sollten bürgernah, einfach und 
verständlich abgefaßt und so sparsam, leicht 
und bürgernah durchführbar wie möglich ge-
staltet werden.
— Statistiken sollten nachhaltig einge-
schränkt und gestrafft werden.
— Beim Erlaß von EG-Vorschriften sollten 
diese Grundsätze ebenfalls möglichst weitge-
hend verwirklicht werden."
Auch bereits zuvor von den Landesregierun-
gen eingesetzte Kommissionen hatten bzw. 
haben eine ähnliche Aufgabenstellung. Hier 
soll jedoch der Begriff der „Entbürokratisie-
rung" an der für die Bürokratisierung entwik- 
kelten Begriffsdefinition orientiert werden. 
Ihre Charakteristika sind . die zunehmende 
Selbststeuerung der Verwaltung durch die 
Produktion eigener Normen einerseits und 
die wachsende Distanz zwischen Verwaltung 
und Bürger aufgrund von Verständigungsbar-
rieren und Hemmschwellen andererseits.

Überwachung exekutivischer Rechtsetzung
Die Vorschläge zur Entbürokratisierung, die. 
darauf abzielen, die parlamentarische Kon-
trolle der Verwaltung zu verstärken, lassen 
sich folgendermaßen zusammenfassen42): 
a) Straffe Formulierung der Leitlinien und des 
Rahmens exekutivischer Rechtssetzungen 
durch die Parlamente (vgl. Art. 80 Abs. 1 GG). 
b) Ausbau der Kontrollinstrumente zur Über-
wachung exekutivischer Rechtssetzung z. B. 
durch Einführung von Zustimmungsvorbehal-
ten des Parlaments zu Rechtsverordnungen in 
besonderen Fällen sowie u. U. sogar zu be-
stimmten allgemeinen Verwaltungsvorschrif-

42) Vgl. Gerald Kretschmer, Entbürokratisierung 
und Normreduzierung (Arbeitspapier für den Wis-
senschaftlichen Dienst des Deutschen Bundesta-
ges), Bonn 1979, S. 32ff. 



ten. In diesen Zusammenhang gehören auch 
Überlegungen zur Einrichtung besonderer 
Kontrollausschüsse des Parlaments oder von 
Parlamentsbeauftragten für bestimmte Sach-
gebiete.
c) Einführung der Veröffentlichungspflicht 
für alle Formen von Verwaltungsvorschriften 
zur Ausführung von Bundesrecht und von EG- 
Recht, ergänzt durch geeignete Informations-
methoden.

Bürgernähe der Verwaltung
Dem stehen die folgenden Vorschläge zur Ent-
bürokratisierung durch den Abbau bürokrati-
scher Tendenzen im Verhalten von Bürger 
und Behörden gegenüber:
a) Verstärkung des Informationsaustauschs 
zwischen Bürgern und Abgeordneten z. B. 
durch die Einführung von „Bürgertelefonen" 
und „Bürgersprechstunden''.
b) Einwirkung auf die Verantwortungsfreude 
und das Verhalten von Beamten durch Maß-
nahmen der Beamtenrechtsreform. Auf diese 
Weise könnte u. U. der Leistungswille der Be-
amten auf Aktivitäten hin orientiert werden, 
die nicht bürokratiefördernd wirken. Hierzu 
gehört etwa eine Veränderung der Haftungsri-
siken und der Beförderungskriterien für Be-
amte.
c) Anhörung der durch Rechtsetzungen oder 
Planungen Betroffenen auf den jeweiligen 
Ebenen, Einbeziehung von Bürgerinitiativen 
in den Dialog zwischen Behörde und Bürger 

sowie die weitere Zulassung von Verbandskla-
gen.
d) Information der Bürger über geltendes und 
neues Recht in ihrem jeweiligen Bereich z. B. 
durch besondere Auskunftsstellen zur persön-
lichen Information der Bürger über Leistun-
gen der Sozialhilfe, der Rentenversicherung 
etc. ).43

43) Siehe hierzu: Dieter Grunow/Friedhart Hegner/ 
Franz-Xaver Kaufmann, Bürger und Verwaltung (4 
Bde), Frankfurt a. M./New York 1978, sowie Dieter 
Grunow/Friedhart Hegner, Sozialpsychologische 
Konsequenzen der Verrechtlichung: Alltagskon-
takte mit der Verwaltung, in: Rüdiger Voigt (Hrsg.), 
Verrechtlichung, Königstein 1980, S. 261 ff.
44) Max Weber, Wirtschaft und Gesellschaft, Berlin 
1964, S. 717; vgl. hierzu auch Horst Bosetzky, Büro-
kratische Organisationsformen in Behörden und In-
dustrieverwaltungen, in: Renate Mayntz (Hrsg.), Bü-
rokratische Organisation, Köln/Berlin 19723, 
S. 179 ff.
45) Mayntz 1971, S. 13.
46) Weiß 1978, S. 601 ff.

Entbürokratisierung in der Privatwirtschaft
Da die Bürokratisierung längst nicht mehr auf 
staatliches Handeln beschränkt ist, sondern 
zumindest die Verwaltungen großer privat-
wirtschaftlicher Betriebe selbs

44
t „Muster straf-

fer bürokratischer Organisation"' ) sind, grei-
fen Entbürokratisierungsbestrebungen, die 
auf die staatliche Bürokratie begrenzt bleiben, 
im Grunde zu kurz. Zwar ist die bürokratische 
Organisation ein Herrschaftsmittel, das zuerst 
im Staat eingeführt wurde. Im Laufe des histo-
rischen Prozesses wurde diese Organisations-
struktur aber von der Privatwirtschaft weitge-
hend übernommen45 ). Die Entbürokratisie-
rung müßte also eigentlich auch die Verwal-
tungen privatwirtschaftlicher Organisationen 
erfassen, die — wie z. B. Versicherungsgesell-
schaften — oft einen behördenähnlichen Cha-
rakter haben und von denen die Bürger häufig 
ebenso abhängig sind wie von staatlichen Be-
hörden. Diese privatwirtschaftlichen Organi-
sationen sind allerdings weniger an einer auf 
sie gerichteten Entbürokratisierung, sondern 
vielmehr an einem Abbau der staatlichen Bü-
rokratie interessiert, um ihren eigenen Hand-
lungsspielraum zu vergrößern.

III. Verrechtlichung in einzelnen Politikbereichen

Insbesondere zwei Antriebskräfte lassen sich 
für die Verrechtlichung feststellen, die als 
gleichrangige Staatsziele vom Grundgesetz 
proklamiert werden, die aber zugleich Ausprä-
gungen unterschiedlicher historischer Epo-
chen und gesellschaftlicher Bedürfnisse sind. 
Während das RechtsstaatsprinzipNor allem zu 
zunehmender Detaillierung und Spezialisie-
rung, also zu einer „Verrechtlichung nach in-
nen" führt, ist das Sozialstaatsprinzip Grund-
lage für die fortschreitende Dynamisierung 
des Rechts, die man auch als „Verrechtlichung 
nach außen" bezeichnen könnte46 ). Sichert der 
von den Liberalen erfochtene Rechtsstaat in-
dividuelle Freiräume gegenüber dem Staat, so 
verlangt der von den Sozialisten erkämpfte 
Sozialstaat gerade staatliche Eingriffe zugun-

sten der Schwachen und Benachteiligten. Der 
Ausbau der Bundesrepublik Deutschland zum 
demokratischen Sozialstaat — besonders in 
den siebziger Jahren — ist daher eine der 



/-[auptursachen der Verrechtlichung. Denn 
mit dem Sozialstaatsmodell sind Forderungen 
nach sozialer Gerechtigkeit und demokrati-
scher Mitbestimmung verbunden, die den 
Staat zu ständigen Eingriffen in Wirtschaft 
und Gesellschaft zwingen. Je mehr und je in-
tensiver aber der Staat in diese Bereiche ein-
greift, desto besser muß sein Steuerungsin-
strumentarium ausgebaut sein. Hierfür kommt 
in erster Linie das Recht in Betracht. Denn erst 
mit Hilfe von Rechtsnormen lassen sich politi-
sche Ziele durchsetzen, indem sie für alle ver-
bindlich werden und ihre Nichtbeachtung 
Sanktionen nach sich zieht.
Diese Probleme der Realisierung des demo-
kratischen Sozialstaates mit Hilfe einer Erhö-
hung von Normenproduktion und Regelungs-
dichte treten in den „neuen" Politikfeldern be-
sonders deutlich zutage. Stellvertretend für 
das politische System der Bundesrepublik 
Deutschland in seiner Gesamtheit sollen da-
her im folgenden Ursachen und Auswirkun-
gen der Verrechtlichung in der Sozial-, Bil-
dungs- und Umweltpolitik untersucht werden. 
Dabei ist freilich zu bedenken, daß durch diese 
begrenzte Auswahl die Komplexität des politi-
schen Systems reduziert wird, nicht zuletzt 
mit dem Ziel, die Probleme anschaulicher dar-
stellen zu können.

1. Recht und Geld als Mittel der 
Sozialpolitik

Tatbestand und Folgen der Verrechtlichung 
der Sozialpolitik sind eingehend erst in der 
Mitte der siebziger Jahre beschrieben wor-
den47 ), obwohl es Diskussionsansätze hierzu 
bereits zwei Jahrzehnte zuvor gegeben hat-
te48 ). Ausgangspunkt der älteren Diskussion 
um Vergesetzlichung und Bürokratisierung 
der Sozialpolitik war die Feststellung, daß sich 
die Sozialverhältnisse im wesentlichen durch 
zwei Denkmodelle erfassen lassen: ein ökono-
misches und ein juristisches. Soziale Notlagen 
werden danach in erster Linie als Mangel an 
Einkommen betrachtet, denen in aller Regel 
mit der Zuerkennung oder Versagung von 
Rechtsansprüchen auf Geldzahlung begegnet 
wird. Recht wird in diesem Zusammenhang als 

47) Florian Tennstedt, Zur Ökonomisierung und 
Verrechtlichung in der Sozialpolitik, in: Axel Murs-
wieck (Hrsg.), Staatliche Politik im Sozialsektor, 
München 1976, S. 139 ff.
48) Hans Achinger, Soziologie und Sozialreform, in: 
Soziologie und moderne Gesellschaft (Verhandlun-
gen des 14. Deutschen Soziologentages vom 20. bis 
24.5.1959 in Berlin), Stuttgart 19662, S. 39 ff.

49) Christian von Ferber, Sozialpolitik in der Wohl-
standsgesellschaft, Hamburg 1967, S. 16 ff.
50) Tennstedt 1976, S. 144 ff., sowie ders., Soziale 
Selbstverwaltung, Geschichte der Selbstverwaltung 
in der Krankenversicherung, Bonn o. J. (1978), 
S. 94 ff.
51) Eckart Reidegeld, Vollzugsdefizite sozialer Lei-
stungen: Verrechtlichung und Bürokratisierung als 
Grenzen der Sozialpolitik, in: Rüdiger Voigt (Hrsg.), 
Verrechtlichung, Königstein 1980, S. 275 ff., 277.
52) Karl Kortmann, Probleme der Armut im Sozial-
staat, in: Martin Pfaff/Hubert Voigtländer (Hrsg.), 
Sozialpolitik im Wandel. Von der selektiven zur in-
tegrierten Sozialpolitik. Bonn 1978, S. 127 ff.; demge-
genüber schätzt Heiner Geißler (die „Neue soziale 
Frage" — Eine Dokumentation, in: Konrad-Adenau-
er-Stiftung (Hrsg.), Material zu Problemen der Sozi-
alpolitik, Bonn 1975, S. 41 ff.) diesen Prozentsatz sehr 
viel höher,

ein Mittel zur Feinsteuerung der ökonomisch-
sozialen Verteilung angesehen49 ).

a) Individualisierung sozialer Probleme
Als Folgen dieser Verrechtlichung der Sozial-
politik nennt Florian Tennstedt50 ) die Indivi-
dualisierung sozialer Probleme verbunden mit 
einer zumindest partiellen Verschleierung der 
Realzusammenhänge, und die Tendenz, nur 
solche Probleme zu bearbeiten, die mit den In-
strumentarien der Sozialpolitik, also mit den 
Mitteln des Rechts und des Geldes, bewältigt 
werden können. Die Individualisierung sozia-
ler Probleme bedeutet, daß die gesellschaftli-
che Verantwortung der mit der Industrialisie-
rung verbundenen besonderen sozialen und 
kulturellen Konflikte und Risiken in der So-
zialpolitik ausgeblendet werden. So werden 
gesellschaftlich verursachte Notlagen wie 
Krankheit, Unfall, geminderte Erwerbsfähig-
keit, Alter etc. zu Rechtsproblemen51). Er-
schwerend kommt hinzu, daß der durch die 
rechtliche Ordnung angestrebte „soziale Aus-
gleich" nicht die gewünschten Wirkungen er-
zielt. Die Sozialleistungen des Staates (die so-
genannten „Transferleistungen") erreichen 
keinesfalls immer diejenigen, die dieses Geld 
am nötigsten brauchen würden, sondern viel 
eher die Findigen, Sprachgewandten und For-
mularkundigen, die sich im „Dickicht der So-
zialbürokratie" zurecht finden. So kommt es 
nicht zu dem erhofften Abbau der Armut, son-
dern zu einem neuen Armutspotential, das 
auch nach vorsichtigen Schätzungen immer-
hin 1,2 Prozent aller Bundesbürger umfaßt52 ).

b) Filterwirkung der Verrechtlichung
Zur Erklärung der merkwürdigen Tatsache, 
daß die Zahl derer, die z. B. Ansprüche nach 
dem Bundessozialhilfegesetz stellen, viel klei-



ner ist als die Zahl der Menschen, die unter-
halb des Existenzminimums leben53 ), hat Ste-
phan Leibfried^4) die Filterwirkung der Ver-
rechtlichung herangezogen. Dabei spricht er 
sowohl von gesellschaftlichen wie von admi-
nistrativen Schwellen, von denen allerdings 
nur die letztgenannten in direktem Zusam-
menhang mit der Verrechtlichung der Sozial-
politik stehen. Demgegenüber hängt der erste 
Filter mit der Verinnerlichung der „Leistungs-
gesellschaft'' zusammen, aus der Hemmungen 
resultieren, Sozialhilfeleistungen in Anspruch 
zu nehmen, für die man nicht „bezahlt“ hat. Die 
zweite Schwelle, die auch als „passive Institu-
tionalisierung der Leistungsverwaltung'' be-
zeichnet wird, besteht darin, daß die Sozialbü-
rokratie nicht selbst soziale Probleme auf-
spürt, sondern wartet, bis diese an sie herange-
tragen werden. Das heißt, die Bedürftigen 
müssen sich melden, Anspruchsvoraussetzun-
gen nachweisen und Anträge stellen, die dann 
aktenmäßig bearbeitet und entschieden wer-
den können. Als dritter Filter ließe sich
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schließlich die Rechtsprechungsorientierung 
der Sozialbürokratie anführen ).

53)  Bayerisches Staatsministerium für Arbeit und 
Sozialordnung (Hrsg.), Arbeit und Soziales, H. 
2/1978: „Sozialhilfe in der Meinung der Bevölke-
rung“ (Ergebnisse einer Umfrage), S.6ff.
54) Stephan Leibfried, Armutspotential und Sozial-
hilfe in der Bundesrepublik, in: Kritische Justiz 
1976, S. 377 ff.
55) Achinger 1966, S. 41 f.
56) Ursula Engelen-Kefer, Probleme und Perspekti-
ven der Arbeitsmarktpolitik, in: Aus Politik und
Zeitgeschichte, B 9/79, S. 16 ff., 24 f.

c) Sicherung des sozialen Besitzstandes
Gerade bei der Sozialpolitik setzt die Kritik 
der Verrechtlichungsgegner an, die von einer 
„Überfrachtung des Sozialstaates'' sprechen. 
Ständige Klagen der Wirtschaftsverbände 
über die Höhe der Soziallasten, die als „indi-
rekte Lohnkosten" die internationale Konkur-
renzfähigkeit in der Bundesrepublik herge-
stellter Produkte mindere, legen die Befürch-
tung nahe, daß auch der sozialpolitische Be-
sitzstand der Arbeitnehmer zur Disposition 
stehen könnte. Hinweise hierfür finden sich 
z. B. bei der Verschärfung des Kriteriums „zu-
mutbare Tätigkeit" im Arbeitsförderungsge-
setz durch die Arbeitsverwaltung56 ). Den ne-
gativen Folgen der Verrechtlichung der So-
zialpolitik, d. h. vor allem der Individualisie-
rung gesellschaftlicher Probleme sowie dem 
Mißverhältnis zwischen dem Bestand an 
Rechtsansprüchen und ihrer Inanspruchnah-
me, stehen auf der anderen Seite durchaus po-

sitive Wirkungen gegenüber. Nur durch Ver-
rechtlichung war es möglich, einen einmal er-
kämpften sozialen Besitzstand durch „Fest-
schreiben" — also durch Kodifizierung, Ge-
richtsentscheidungen, Verwaltungspraxis _  
zu sichern. Auf diese Weise brauchte nicht
mehr jede sozialpolitische Errungenschaft im
tagespolitischen Kampf gegen eine drohende 
Demontage verteidigt zu werden. Gesetzge-
ber, Recht und Gerichtsbarkeit boten darüber 
hinaus bislang ausreichenden Schutz vor der 
Willkür der Sozialbürokratie.

2. Bildung zwischen Politik und Recht

Als bevorzugter Bereich politischer Reform-
bestrebungen ist das Bildungssystem — und 
hier vor allem das Schulsystem — ein beson-
ders augenfälliges Beispiel für die Verrechtli-
chung57 ). Waren die ersten zehn Jahre nach 
Kriegsende durch Restauration und Stabilisie-
rung des Schulsystems geprägt, so setzte bald 
darauf dessen Umgestaltung ein. Nach zahlrei-
chen Teilreformen und Reformexperimenten 
begann spätestens 1970 eine Phase völliger 
Schulrechtserneuerung, die heute im wesent-
lichen abgeschlossen ist. Trotz dieses gewalti-
gen „Normschubes" ist die Schulgesetzgebung 
aber nach wie vor — vor allem im Hinblick auf 
den Schülerstatus und die (Teil-) Autonomie 
der Schule — lückenhaft.

a) Verrechtlichung der Lehrinhalte?

Als Folge dieser Vergesetzlichung läßt sich 
immerhin eine deutliche Kompetenzverschie-
bung von der Schulverwaltung zur Schulge-
setzgebung feststellen 58).  Waren vorher viele 
Bereiche durch administrative Normen gere-
gelt, so sind diese inzwischen weitgehend 
durch gesetzliche Bestimmungen abgelöst 
worden. Das gilt insbesondere auch für die 
Lehrinhalte, deren Vergesetzlichung aller-
dings in letzter Zeit zunehmend auf verfas-
sungsrechtliche Bedenken stößt59 ). Eine be-
sondere Rolle bei der Verrechtlichung der Bil-
dungspolitik spielt das Bundesverfassungsge-
richt. Ist wichtigste Kontrollebene unterge-
setzlicher Lernzielentscheidungen nach wie

57)  Vgl. Lutz-Rainer Reuter, Bildung zwischen Poli-
tik und Recht. Zur Parlamentarisierung, Bürokrati-
sierung und Justizialisierung im Bildungssystem, in: 
Rüdiger Voigt (Hrsg.), Verrechtlichung, Königstein 
1980, S. 116 ff.
58) Reuter 1980, S 118.
59) Knut Nevermann, Lehrplanrevision und Verge-
setzlichung. Verfassungsrechtliche Grenzen der 
Parlamentarisierung curricularer Entscheidungen, 
in: Verwaltungsarchiv Bd. 17 (1980), S. 241 ff. 



vor der Verwaltungsprozeß mit vorgeschalte-
tem Widerspruchsverfahren, so können ge-
setzlich normierte Lernziele allein vom Bun-
desverfassungsgericht überprüft werden. Zu-
nehmende Vergesetzlichung bedeutet daher 
auch eine Verlagerung der Kontrollkompe-
tenz von der Verwaltungs- auf die Verfas-
sungsgerichtsbarkeit. Dieser Trend wird noch 
verstärkt durch die Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts, daß „Rechtsstaatsprinzip 
und Demokratieprinzip des Grundgesetzes ... 
den Gesetzgeber (verpflichten), die wesentli-
chen Entscheidungen im Schulwesen selbst zu 
treffen und nicht der Schulverwaltung zu 
überlassen". Das gelte „insbesondere für die 
der staatlichen Gestaltung offenliegende 
Rechtsphäre im Bereich der Grundrechtsaus-
übung .... Damit trägt das Bundesverfas-
sungsgericht der Auffassung Rechnung, daß es 
im demokratischen Rechtsstaat keine „rechts-
freien Räume" geben darf, die jeglicher Kon-
trolle entzogen wären. Das bedeutet zwar 
nicht, daß ein Gericht in jedem Fall die eigene 
Entscheidung etwa an die Stelle der pädagogi-
schen Entscheidung setzen darf. Letztlich muß 
es für den Betroffenen aber möglich sein, 
rechtlich überprüfen zu lassen, nach welchen 
Gesichtspunkten in der Schule „Lebenschan-
cen zugeteilt" werden60).

t60) Friedhelm Hufen, Zur „Verrechtlichung“ der 
Lehrinhalte ■— Tendenzwende durch eine „pedago- 
gical-question-Doktrin” des Bundesverfassungsge-
richts?, in: Recht der Jugend und des Bildungswe-
sens 1978, S 25 ff., 30 f.
61) Reuter 1980, S. 125.

62) Reuter 1980, S. 129f.
63) Vgl. hierzu die Berichte in der „Süddeutschen
Zeitung" vom 11. 3. und vom 12. 3. 1981.

b) Ursachen und Folgen der Verrechtlichung 
Ursachen und Wirkungen der Verrechtli-
chung im Bildungssystem sind allerdings so 
vielschichtig, daß sie sich kaum auf einen ge-
meinsamen Nenner bringen lassen. Neben ei-
nem gestiegenen Bedarf an bürokratisch-nor-
mativer Steuerung nennt Lutz-Rainer Reu-
terb') drei Ursachen-Folgen-Zusammenhän-
ge:
— Kritik an der Reformpolitik (Legitimitäts-’ 
Zweifel);
— Kritik an ausgebliebenen Reformen, unein-
gelösten Bildungsansprüchen bzw. ungleicher 
Leistungsverteilung (Numerus-clausus-Pro- 
blematik);
— Kritik an der autoritären Bildungsbürokra-
tie.

Im Widerstand gegen Reformen schulstruktu-
reller (z. B. Gesamtschule) und schulinhaltli-
cher (z. B. Sexualkunde) Art versuchten Eltern 

häufig, die Gerichte als Instrumente zur Re-
formverhinderung zu benutzen. Das führte je-
doch in vielen Fällen nicht zum gewünschten 
Erfolg, sondern zur gesetzlichen Absicherung 
der Reformen. Eine ähnliche Verlagerung der 
Initiative von der Legislative auf die Judika-
tive bewirkte die Kritik an der Nichteinlösung 
„individueller Ansprüche auf Schulreformen". 
In der Folge kam es zu immer neuen staatsver-
traglichen und gesetzlichen Regelungen. Bei 
der Kritik an der autoritären Bildungsbürokra-
tie, die bereits vor Beginn der Schulreformpo-
litik einsetzte, stehen Ursachen und Folgen in 
einer besonders engen Wechselwirkung zu-
einander. Denn einerseits wurde mit ihrer 
Hilfe schon früh ein stärkerer Rechtsschutz 
gegen Nichtversetzungen, Prüfungen etc. 
durchgesetzt. Andererseits erließen daraufhin 
die Schulverwaltungen weitere Verordnun-
gen und Richtlinien, und auch die Lehrer be-
mühten sich um eine justizfeste Absicherung 
ihrer Entscheidungen, so daß es zu einer ver-
stärkten Bürokratisierung kam. Wenn es auch 
(noch) keine Detailuntersuchungen über die 
Wirkungen der Bürokratisierung der Schule 
gibt, so muß doch befürchtet werden, daß mit 
ihr sowohl ein Verlust pädagogischer Freiheit, 
Initiative und Innovation als auch Entpersönli-
chung und Verantwortungsabbau verbunden 
sind.

c) Abbau der Verrechtlichungsfolgen durch 
Verrech tlich ung ?

Zwar werden die negativen Folgen der Ver-
rechtlichung: Überreglementierung, Entschei-
dungszentralisierung, Immobilisierung, Entpä- 
dagogisierung, lauthals beklagt, wirklich 
durchdachte Lösungsvorschläge sind jedoch 
selten. Mit dem Hinweis auf die funktionale 
Ambivalenz der Verrechtlichung schlägt Reu-
teF2) vor, diese Auswirkungen der Verrechtli-
chung durch Verrechtlichung abzubauen. 
Konkret heißt das, daß der Gesetzgeber durch 
Rahmengesetze institutioneile Strukturen, 
Aufgaben, Status der Beteiligten etc. festzule-
gen hätte. Aufgabe der Bildungsadministra-
tion wäre es dann, die legislatorischen Vorga-
ben zu konkretisieren. Eine Chance für die 
Qualitätsverbesserung der Grundsatzgesetz-
gebung sieht Reuter in einem Zusimmungs- 
vorbehalt für den Kulturausschuß des Parla-
ments.
Mit der Vorlage des „Entwurfs eines Landes-
schulgesetzes" hat in allerjüngster Zeit63 ) die 



Schulrechtskommission des Deutschen Juri-
stentages einen Versuch unternommen, das 
Schulwesen „rechtlich verläßlicher" zu gestal-
ten und zugleich „größere Spielräume" zu 
schaffen. Mit der Zielsetzung, das „Erlaßunwe-
sen im pädagogischen Bereich abzubauen'', 
wollen die auf Schulrechtsprobleme speziali-
sierten Juristen die pädagogische Freiheit der 
Lehrer dadurch sichern, daß ihre Arbeit nur 
noch durch Rechtsvorschriften und Konfe-
renzbeschlüsse geregelt werde und nicht 
mehr Gegenstand ministerieller Erlasse sei. 
Auch die Schulrechtskommission zielt also auf 
einen Abbau der negativen Verrechtlichungs-
folgen durch Verrechtlichung ab, indem sie 
Bürokratisierung zumindest teilweise durch 
Vergesetzlichung ersetzen will.

3. Umweltschutz oder Wirtschaftswachs-
tum?

Während Sozial- und Bildungspolitik bereits 
seit längerer Zeit Gegenstand intensiver 
rechtlicher Normierung sind, ist das Bewußt-
sein der Öffentlichkeit dafür, daß die Umwelt 
der Menschen durch Rechtsnormen geschützt 
werden muß, jüngeren Datums. Zwar wurden 
Gefährdung und Belästigung des einzelnen 
durch gewerbliche und industrielle Luftver-
schmutzung, Lärmentwicklung und Erschütte-
rungen schon seit etwa hundert Jahren durch 
die Gewerbeordnung (1869) und das Bürgerli-
che Gesetzbuch (1900) gewisse Grenzen ge-
setzt. Der Ausgangspunkt hierfür war aber 
nicht der Schutz der Umwelt, sondern des Ei-
gentums64 ). Die eigentliche Umweltschutzge-
setzgebung setzte erst im Jahre 1957 mit dem 
Inkrafttreten des Gesetzes zur Ordnung des 
Wasserhaushalts ein. Den entscheidenden 
Anstoß erhielt die Verrechtlichung des Um-
weltschutzes schließlich durch das Umwelt-
programm der ersten sozialliberalen Bundes-
regierung aus dem Jahre 1971. Auf dieser 
Grundlage wurden nicht nur die bestehenden 
Umweltgesetze novelliert (z. B. Wasserhaus-
halts-, Altöl-, Pflanzenschutzgesetz), ver-
streute Bestimmungen zusammengefaßt und 
erheblich erweitert (z. B. Bundes-Immissions-
schutzgesetz), sondern vor allem auch ganze 
Bereiche des Umweltschutzes erstmals gesetz-
lich geregelt (z. B. Fluglärm-, Bezinblei-, 
Waschmittel-, Abwasserabgabengesetz). Die 
Voraussetzung hierfür, eine Änderung der

65) Jochen Hucke, Umweltschutz — Ein Plädoyer
für den Ausbau der rechtlichen Normierung, in: Rü-
diger Voigt (Hrsg.), Verrechtlichung. Königstein 
1980, S. 62.

64)  Vgl. Rüdiger Voigt, Umweltschutz zwischen Poli-
tik, Ökonomie und Recht, in: Aus Politik und Zeitge-
schichte, B 17/80, S. 7.

Art. 74 und 75 des Grundgesetzes herbeizufüh- 
ren, der eine Zweidrittelmehrheit in Bundes-
tag und Bundesrat zustimmen mußten, stieß 
auf keine nennenswerten Schwierigkeiten.

a) Stagnation der Umweltpolitik
Wurde das Umweltprogramm 1971 also noch 
einmütig als erster Ansatz, die aus der Überla-
stung der natürlichen Umwelt entstehenden 
Gefahren unter Kontrolle zu bringen, begrüßt, 
so änderte sich die politische Einstellung

65

 zum 
Umweltschutz aufgrund der Erfahrung mit der 
Wirtschaftskrise 1974/75 grundlegend. Jochen 
Hucke ^) beschreibt die Folgen dieses Umden- 
kungsprozesses als Stagnation der Umweltpo. 
litik folgendermaßen:
a) In der politischen Programmatik wurde von 
nun an die Gleichrangigkeit von Umwelt-
schutz und Wirtschaftswachstum hervorgeho-
ben. Praktisch bedeute das jedoch, daß im Re-
gelfall dem Wachstum Vorrang eingeräumt 
werde, während der Umweltschutz nur dann 
zum Zuge komme, wenn eine akute Gefähr-
dung von der Bevölkerung abgewehrt werden 
müsse oder langfristig irreparable Schäden zu 
erwarten seien.

b) Die im Umweltprogramm angekündigte 
Umweltgesetzgebung blieb fragmentarisch. 
Zwar seien die angekündigten Gesetzesvorha-
ben dem Umfang nach weitgehend verwirk-
licht worden, die inhaltliche Qualität der Ge-
setze bleibe jedoch deutlich hinter den Erwar-
tungen zurück. Zudem seien Anstöße für neue 
programmatische Ansätze im Umweltschutz 
kaum zu erkennen.
c) Auch auf lange Sicht muß davon ausgegan-
gen werden, daß Bemühungen um eine er-
neute Intensivierung des Umweltschutzes un-
terbleiben. Vielmehr sei die Umweltpolitik 
fest an marktwirtschaftliche Ordnungsvorstel-
lungen und politisch-ökonomische Wachs-
tumsinteressen gebunden.

b) Vollzugsdefizite im Umweltschutz
Hat demnach die Umweltpolitik angesichts 
zunehmender Struktur- und Wachstumspro-
bleme der Wirtschaft ihren Schwung verloren, 
so wird obendrein immer deutlicher, daß 
selbst die bestehenden Umweltgesetze kei-
neswegs immer buchstabengetreu ausgeführt 
werden. Bereits das Umweltgutachten 1971 65



des Rates von Sachverständigen für Umwelt- 
fragen hatte für die Probleme, die bei der Um-
setzung von Umweltvorschriften in die Praxis 
entstehen, den Begriff „Vollzugsdefizit'' ge-
prägt. Mit diesem Begriff, dessen Aussagen in-
zwischen vielfach empirisch überprüft worden 
sind66 ), wird seither die dem Laien schwer ver-
ständliche Tatsache bezeichnet, daß besonders 
im Umweltschutz gesetzlich normierte Hand-
lungsanweisungen häufig von den ausführen-
den Behörden nicht in die Tat umgesetzt oder 
die vorgegebenen Ziele nicht erreicht wer- 
den67 ).

68) Hucke 1980, S 63.
69) Vgl. Eckard Rehbinder, Argumente für die Ver-
bandsklage im Umweltrecht in: Zeitschrift für 
Rechtspolitik 1976, S. 157 ff.
70) Hucke 1980, S.72f.

Die Gründe für solche Vollzugsdefizite kön-
nen in nicht oder nur mangelhaft vollziehba-
ren Gesetzen, in ungenauen gesetzlichen Vor-
gaben und insbesondere in Problemen des 
praktischen Vollzuges durch die Verwaltung 
liegen. So kann der parlamentarische Zwang 
zum Kompromiß u. U. dazu führen, daß Ge-
setze oder Verordnungen keine klaren Ziele 
enthalten. Die Zielkonflikte müssen dann von 
der Verwaltung gelöst werden. Vor allem Bun-
desgesetze enthalten häufig nur einen Rah-
men für das Verwaltungshandeln; die erfor-
derliche Konkretisierung durch Verordnun-
gen etc. fehlt. Die weitaus größten Probleme 
liegen jedoch bei der vollziehenden Verwal-
tung selbst. Hier fehlt es oft an Personal, das 
für diese Aufgaben besonders qualifiziert 
wäre und das auch Verständnis für und Ein-
sicht in Nachbarbereiche aufbringen würde. 
Und schließlich läßt die Überwachungstätig-
keit der Vollzugsbehörden zu wünschen übrig, 
denen überdies kaum Möglichkeiten zur Ver-
fügung stehen, im Fall von Zuwiderhandlun-
gen gegen gesetzliche Verbote bzw. Gebote 
auch Sanktionen zu verhängen.

c) Ausbau der rechtlichen Normierung
Ähnlich wie bei der Bildungspolitik kommt als 
Möglichkeit zur Lösung der dargestellten Pro-

66) Vgl. z. B. Renate Mayntz u. a„ Vollzugsprobleme 
der Umweltpolitik, Stuttgart 1978; Gerd Winter, Das 
Vollzugsdefizit im Wasserrecht. Ein Beitrag zur So-
ziologie des öffentlichen Rechts, Berlin 1975.
67) Umweltgutachten 1978, S. 507; s. auch: Peter 
Knoepfel, Verrechtlichung und Interesse. Interes-
senberücksichtigungsmuster in drei Grundtypen 
von Verrechtlichungsstrategien aus der Umwelt-, 
Risiko- und Bildungspolitik, in: Rüdiger Voigt 
(Hrsg.), Verrechtlichung, Königstein 1980, S. 77ff. 

bleme weniger eine Entregelung bzw. Ent-
staatlichung als vielmehr eine weitere Ver-
rechtlichung in Form von Vergesetzlichung in 
Betracht. So plädiert Hucke68 ) für den Ausbau 
der rechtlichen Normierung in verschiedenen 
Bereichen des Umweltschutzes und fordert 
„mehr Mut zur Umweltgesetzgebung''. Als Bei-
spiel für das Fehlen von Umweltschutznormen 
führt Hucke den Landschaftsverbrauch an. Da 
ohne die entsprechenden rechtlichen Ein-
griffsmöglichkeiten eine Verweigerung der 
Genehmigung von Bauleitplänen kaum mög-
lich sei, käme es zu einer immer stärkeren Zer-
siedelung. Daher sollte das gesamte Umland 
der Ballungsgebiete unter verstärkten Schutz 
gestellt und eine kommunale Flächenauswei-
tung nur unter bestimmten Voraussetzungen 
zugelassen werden. Zweiter Beispielfall sind 
die umweltbelastenden Industrieanlagen: 
Hier sind die rechtlichen Regelungen durch 
eine einzelfallbezogene Betrachtungsweise 
gekennzeichnet. Wünschenswert sei jedoch 
eine Regulierung der Umweltbelastung von 
der Immissionsseite her, wobei die Gesamtbe-
lastung der Umwelt zugrunde gelegt werden 
müsse. Von der hierfür erforderlichen Um-
strukturierung des Normensystems sei zudem 
eher ein Abbau als eine Erweiterung der Bü-
rokratisierung zu erwarten.
Ein weiteres Anliegen in diesem Zusammen-
hang ist die institutionelle Absicherung der 
Beteiligung von Verursachern, Betroffenen 
und staatlichen Interessen an umweltpoliti-
schen Entscheidungen. Durch die generelle 
Einführung der Verbandsklage im Umwelt-
schutzb' ) und durch die Übertragung von Um-
weltschutzaufgaben — wie z. B. Trinkwasser-
versorgung oder Abwasserbeseitigung — auf 
(Zweck-) Verbände zur eigenverantwortlichen 
Durchführung ließe sich der bürokratische 
Aufwand verringern, indem der Konsens-
zwang von der Verwaltung auf Verursacher 
und Betroffene abgewälzt werde. Insgesamt 
gesehen bezweckt Hucke mit seinem Plädoyer 
für die Verrechtlichung des Umweltschutzes 
eine stärkere Politisierung von Entschei-
dungsprozessen in diesem Bereich70).



IV. Folgen der Verrechtlichung für den einzelnen

1. Wirksamkeit des Rechts

Dem Laien erscheint es auf den ersten Blick 
als selbstverständlich, daß Rechtsnormen von 
der Mehrheit der Bevölkerung auch befolgt 
und durchgesetzt werden; für den Rechtsso-
ziologen ist dies jedoch ein Gegenstand beson-
deren wissenschaftlichen Interesses. So sind 
zahlreiche Faktoren ermittelt worden, die als 
Voraussetzungen für die Effektivität des 
Rechts angesehen werden71 ), wie z. B., daß 
Rechtsnormen adressatengerecht gesetzt und 
durchgesetzt werden müssen. Dazu gehört 
beispielsweise, daß Rechtsnormen in einer 
verständlichen Sprache abgefaßt und den in 
Betracht kommenden Normadressaten be-
kannt gemacht werden müssen. Obgleich so-
wohl Rechtskenntnis-wie Verständlichkeit der 
Rechtsvorschriften72 ) stark zu wünschen übrig 
lassen, verhält sich die Bevölkerung im großen 
und ganzen in einem erstaunlichem Maße ge-
setzeskonform. Die Frage nach den Gründen 
hierfür stellt einer der bekanntesten deut-
schen Rechtssoziologen, Ernst E. Hirsch, im 
Jahre 196673 ) folgendermaßen: „Wie ist es zu 
erklären, daß der größte Teil der Bevölkerung 
trotz seiner Unkenntnis der zahllosen, ständi-
ger Abänderung und Ergänzung unterworfe-
nen Gesetze, Verordnungen und Verfügungen 
die Rechtsordnung tatsächlich respektiert und 
niemals mit Gericht, Rechtsanwalt und Staats-
anwalt in Berührung kommt?"

71) Hans Ryffel, Bedingende Faktoren der Effektivi-
tät des Rechts, in: Jahrbuch für Rechtssoziologie 
und Rechtstheorie, Bd. 3, 1972, S. 225 ff.
72) Otto Rudolf Kissel, Gibt es zuviele Gesetze? Zur 
Kritik am Umfang und an der Sprache unserer Ge-
setze, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 
26. 9. 1978.
73) Ernst E. Hirsch, Das Recht im sozialen Ord-
nungsgefüge. Beiträge zur Rechtssoziologie, Bd. 1, 
Berlin 1966, S. 62 f.
74) Manfred Rehbinder, Rechtskenntnis, Rechtsbe-
wußtsein und Rechtsethos als Probleme der Rechts-
politik, in: Jahrbuch für Rechtssoziologie und 
Rechtstheorie, Bd.3, 1972, S. 25 ff., 26.

75) Max Weber, Rechtssoziologie, in: ders., Wirt-
schaft und Gesellschaft, Tübingen 19725, S. 3 ff.
76) Werner Maihofer, Die gesellschaftliche Funk-
tion des Rechts, in: Jahrbuch für Rechtssoziologie 
und Rechtstheorie, Bd. 1, 1970, S. 11 ff.
77) Manfred Rehbinder, 1972, S. 26.
78) Peter Noll, Gründe für die soziale Unwirksam-
keit von Gesetzen, in: Jahrbuch für Rechtssoziologie 
und Rechtstheorie, Bd. 3, 1972, S. 259ff„ 265.

a) Rechtsnormen als „soziale Normen“
Manfred Rehbinder74) hält hierfür eine 
scheinbar einfache Antwort bereit: „Die Funk-
tion der Verhaltenssteuerung geht mangels 
Kenntnis des Rechts auf die anderen sozialen 
Ordnungssysteme über.” Damit greift Rehbin-
der auf das Konzept der „sozialen Normen" zu-
rück, das Max Weberin seiner „Rechtssoziolo-

gie“ 75)  entwickelt hat. Als soziale Normen defi. 
nierte Max Weber den Brauch als überein-
stimmende Übung homogener Gemeinschaf-
ten, die Sitte als eine dem Herkommen ent- 
sprechende konforme Verhaltensweise und 
die Konvention als einen festen Verhaltensri-
tus innerhalb eines bestimmten Menschen-
kreises. In diesen Zusammenhang gehört auch 
das Recht, das seinerseits oft nur als das „Ge-
wohnte, Eingelebte, Anerzogene, sich ständig 
Wiederholende" befolgt wird. Von anderen so-
zialen Normen unterscheiden sich Rechtsnor-
men aber dadurch, daß die Reaktion der Ge-
sellschaft auf ihre Nichtbefolgung durch Recht 
formalisiert und u. U. auch sanktioniert ist. 
Recht dient damit also der Verhaltenssteue-
rung, z. B. indem es eine Verhaltenssicherung 
beim Handelnden und eine entsprechende Er-
wartungssicherung bei den möglichen Adres-
saten der Handlung bewirkt76 ). Daneben hat 
das Recht freilich auch noch andere Funktio-
nen, wie z. B. Konfliktlösung, Legitimierung 
und Organisierung sozialer Herrschaft, Ge-
staltung der Lebensbedingungen etc.77 ).

b) Wirkungslosigkeit des Rechts
Verhält sich die Mehrheit der Bevölkerung 
auch gesetzeskonform, so zeigt andererseits 
doch allein die Kriminalitätsrate bereits, daß 
das Recht oft nicht befolgt wird. Das gilt je-
doch nicht nur für das Strafrecht, sondern 
auch für alle anderen Rechtsbereiche. Zudem 
muß mit einer nicht unerheblichen Dunkelzif-
fer ineffektiver Rechtsnormen gerechnet wer-
den, da sich „offerierende" (z. B. 624,— DM-Ge- 
setz) und „deklamierende" (z. B. Grundgesetz) 
Gesetze schwerer auf ihre Wirksamkeit hin 
kontrollieren lassen als „kommandierende" 
(z. B. Strafgesetzbuch) Gesetze (Schelsky 1971), 
Peter Noll7&) nennt drei Faktoren für die fakti-
sche Unwirksamkeit gesetzlicher Normen: in-
dividualpsychologische, sozialpsychologische 
und staatsorganisatorische. Danach kann 
normwidriges Verhalten z. B. durch eine ein-
malige individuelle Situation und/oder durch 
eine bestimmte individuelle Veranlagung be-



dingt sein. Es kann aber auch zu der Bildung 
gesellschaftlicher Neben- oder Antiordnun-
gen (Subkulturen) kommen, deren eigene Nor-
men gesetzlichen Normen mittelbar oder un-
mittelbar zuwider laufen. Ein bekanntes Bei-
spiel hierfür sind die Strafanstalten, in denen 
„eigene Gesetze“ gelten. Als staatsorganisato-
rische Faktoren, die die Wirksamkeit oder Un-
wirksamkeit gesetzlicher Normen beeinflus-
sen, nennt Noll die folgenden Bedingungen: 
Schwere des angedrohten Nachteils für die 
Übertretung, Wahrscheinlichkeit seines Ein-
tritts, Größe des Vorteils für normkonformes 
Verhalten, Wahrscheinlichkeit seines Ein-
tritts.

2. Mobilisierung von Recht

Die Feststellung, daß in bestimmten Fällen 
Rechtsnormen wirkungslos bleiben, sei es, 
weil sie nicht vollziehbar sind, sei es, weil sie 
nicht befolgt werden, legt die Frage nahe, un-
ter welchen Umständen überhaupt Recht mo-
bilisiert wird79 ). Mit anderen Worten: Wann 
und unter welchen Voraussetzungen bedient 
der einzelne sich bei der Austragung sozialer 
Konflikte des Rechts und findet notfalls den 
Zugang zu rechtlichen Instanzen (Gerichten)? 
Dabei macht es einen grundsätzlichen Unter-
schied, ob es sich um eine Situation handelt, 
die üblicherweise schon in rechtlichen Kate-
gorien definiert ist, oder ob es dazu erst im 
Laufe des Konfliktes kommt. Erstattet bei-
spielsweise die Polizei Strafanzeige wegen ei-
nes Delikts, dann hat der Betroffene keine 
Auswahlmöglichkeit. Er kann zwar Rechtsmit-
tel gegen die Strafanzeige einlegen; der Ver-
such, die Situation durch Verhandlung, Über-
zeugung oder gar Vermeidung zu lösen, ist 
aber von vornherein zum Scheitern verurteilt. 
Der Fall des New Yorker Autofahrers, der jah-
relang von der Polizei wegen falschen Parkens 
und ähnlicher Verkehrsverstöße gesucht 
wurde und dabei — nahezu unbehelligt — 
weiter mit seinem Äuto durch New York fuhr, 
und der während dieser Zeit laufend neue 
Strafmandate erhielt, ist bei uns undenkbar.

80) Niklas Luhmann, Legitimation durch Verfahren, 
Neuwied 19752, S. 32.
81) Max Weber, Wirtschaft und Gesellschaft, Tübin-
gen 19725, S. 19, 124, 822.
82) Luhmann 19752, a.a.O., S. 31.

Handelt es sich jedoch um Sozialbeziehungen, 
in denen Recht zunächst keine Rolle spielt, 
dann können sich die Beteiligten mehr oder 
weniger frei entscheiden, ob sie sich des 
Rechts und schließlich der Gerichte zur Streit-

beilegung bedienen wollen, oder ob sie sich 
„gütlich" einigen wollen. Dies gilt besonders 
für zwischenmenschliche Beziehungen, die 
erst beim Eingreifen von Rechtskundigen zu 
den üblichen Kategorien des Zivilrechts wie 
Kaufvertrag, Miete oder sogar Schenkung 
(§§516ff. BGB) etc. werden. Für die Inan-
spruchnahme des Rechts spielt in diesen Fäl-
len der Glaube an das Recht eine besondere 
Rolle. Dabei geht es bei dieser „Rechtsgläubig-
keit“ nicht nur um den Glauben an die gene-
relle „Richtigkeit" des Rechts, sondern im be-
sonderen auch um die Vorstellung, man werde 
vor Gericht schon „sein gutes Recht" bekom-
men. Sind solche (naiven) Vorstellungen zu-
dem mit mangelnder Rechtskenntnis verbun-
den, dann kommt es leicht zu einem „Michael- 
Kohlhaas-Effekt", d. h. der vor Gericht Unterle-
gene ist persönlich gekränkt, protestiert, lei-
stet Widerstand und versucht, Hilfe und Zu-
stimmung gegen die getroffene Entscheidung 
zu organisieren80).

a) Rechtsgläubigkeit
So naiv der Glaube an die Richtigkeit des 
Rechts und an die Unfehlbarkeit der Richter in 
einer aufgeklärten Gesellschaft auch sein mag, 
so wichtig ist andererseits doch die Überzeu-
gung der Menschen, daß das geltende Recht 
mit ihren eigenen Wertvorstellungen überein-
stimmt. Denn daß der Glaube an die Richtig-
keit der „formal korrekt und in der üblichen 
Form zustande gekommenen Satzungen" (das 
sind insbesondere die vom Parlament verab-
schiedeten Gesetze) eine wesentliche Legiti-
mationsgrundlage staatlicher Herrschaft ist, 
hat bereits Max Weber81) hervorgehoben. 
Freilich wird dieser „Legalitätsglaube" heute 
dadurch in Frage gestellt, daß viele Gesetze 
aufgrund des raschen sozialen Wandels stän-
dig geändert werden müssen, ihre Geltungs-
dauer also oft nur kurz ist. Niklas Luhmann 82) 
hält daher den Glauben an das „richtige Recht" 
für keine ausreichende Legitimation politi-
scher Entscheidungen. Da kein Mensch in der 
Lage sei, für alle aktuellen Entscheidungsthe-
men eigene (motivierte) Überzeugungen zu 
bilden, könne auch nicht auf die Überzeugung 
von der Richtigkeit der Werte, Rechtferti-
gungsprinzipien oder Inhalte der Entschei-
dungen abgestellt werden. Die Komplexität 
moderner Gesellschaften erfordere vielmehr

79) Erhard Blankenburg, Mobilisierung von Recht, 
über die Wahrscheinlichkeit des Ganges zum Ge-
richt, über die Erfolgsaussichten der Kläger und 
über die daraus ableitbaren Funktionen der Justiz, 
in: Zeitschrift für Rechtssoziologie, 1980, S. 33ff. 



eine Generalisierung und Formalisierung des 
Anerkennens von Entscheidungen. Es müsse 
also erreicht werden, daß der Betroffene — aus 
welchen Gründen auch immer — die getrof-
fene Entscheidung als Grundlagen seines ei-
genen Verhaltens zu übernehmen bereit sei. 
Folgerichtig definiert Luhmann Legitimität als 
generelle Bereitschaft, „inhaltlich noch unbe-
stimmte Entscheidungen innerhalb gewisser 
Toleranzgrenzen zu akzeptieren". Danach die-
nen z. B. Gerichtsverfahren dazu, daß die Be-
troffenen in einer Art „institutionalisiertem 
Lernprozeß" ihre eigenen Erwartungen an das 
Recht nach dem Ausgang des Verfahrens ent-
sprechend umstrukturieren.
Empirische Untersuchungen, mit deren Hilfe 
in verschiedenen Ländern Meinungen und 
Einstellungen zum Recht erforscht worden 
sind83 ), bestätigen diese Theorie freilich nur 
zum Teil. Dabei zeigte sich nämlich, daß nur 
auf einer sehr abstrakten Ebene eine allge-
meine Zufriedenheit mit dem Recht besteht. 
Sind jedoch konkrete Erfahrungen mit der Ju-
stiz vorhanden, dann nimmt diese Zufrieden-
heit deutlich ab. Das gilt sogar für positive Er-
fahrungen mit dem Recht. Ralf Rogowski i) 
zieht daraus den Schluß, daß Rechtskontakte 
zwar die Rechtskenntnis erhöhen und damit 
zu einer realistischen Einschätzung des 
Rechts führen, den Glauben an das Recht aber 
negativ beeinflussen. Als Ursachen hierfür 
nennt er die wichtigsten Merkmale des ge-
rich tlichen Verreck tlich ungsprozesses: 
— Eine Überlagerung der materiellen Kon-
fliktthemen durch formelle Themen des Kon-
fliktablaufs;

83) Adam Podgorecki et al., Knowledge and Opinion 
about Law, London 1973.
84) Ralf Rogowski, Rechtsgläubigkeit oder die Anti-
zipation vermuteter Rechtsfolgen, in: Rüdiger Voigt 
(Hrsg.), Verrechtlichung, Königstein 1980, S. 254.
85)  Erhard Blankenburg, Recht als gradualisiertes
Konzept. Begriffsdimensionen der Diskussion um

Verrechtlichung und Entrechtlichung, in: Jahrbuch
für Rechtssoziologie und Rechtstheorie, 1980,
S. 83 ff., 86 f.
86) Theodor Geiger, Vorstudien zu einer Soziologie 
des Rechts, Neuwied 1964, S. 61 ff.
87) Stewart Macaulay, Non Contractual Relations in 
Business, in: American Social Review 55 (1963); der 
übersetzte Text wurde dem Aufsatz von Blanken-
burg 1980, S. 83ff„ entnommen.

— eine Verlagerung der Diskussion über den 
ursprünglichen Konflikt auf die Bewältigung 
zukünftiger Folgen;
— eine Reduktion der Forderungen der Par-
teien, der sogenannten Streitgegenstände, auf 
Geldforderungen;
— und eine beobachtbare Rollen- und Situa-
tionsgebundenheit des Verhaltens der Betei-
ligten bis hin zu ritualisierten Verhaltensab-
läufen.

b) Konfliktvermeidung
In einem Versuch, Grade der Verrechtlichung 
aufzuzeigen, arbeitet Erhard Blankenburg 

„Urteilen" und „Vermitteln" als idealtypische 
Alternativen heraus. Da der Richter an einer 
Auslegung des Rechts gebunden ist und sich 
auf das „rechtlich Relevante" beschränken 
muß, sind die Grenzen des Justiziablen sehr 
eng gezogen. „Je komplexer eine soziale Be-
ziehung, desto wahrscheinlicher ist, daß Kon-
fliktregelungen von einem .Vermittler' wahr-
genommen werden." Dieser „Vermittler" kann 
u. U. sogar der Richter selbst sein, wenn er den 
Parteien einen „Vergleich" anbietet. Anders als 
ein Urteil ermöglicht nämlich der Vergleich 
als „Alternative im Recht", Themen zu disku-
tieren und Kompromisse auszuhandeln, Fol-
gen zu berücksichtigen und außerrechtliche 
Zusammenhänge einzubeziehen 86).  Dabei 
kommt Blankenburg zu dem Ergebnis, daß 
Vergleiche dann am häufigsten sind, wenn die 
Parteien sich gegenseitig kennen und zwi-
schen ihnen fortdauernde Sozialbeziehungen 
bestehen. Umgekehrt ist ein Urteilsspruch 
wahrscheinlicher, wenn sich die Parteien ge-
genseitig unbekannt sind, wie z. B. bei Ver-
kehrsunfällen, oder nur noch um die Bedin-
gungen der Auflösung ihrer Sozialbeziehung 
gestritten wird, wie dies etwa bei Eheschei-
dungen der Fall ist. Mit der Zunahme anony-
mer Sozialbeziehungen ist offenbar auch die 
fortschreitende Verrechtlichung ihrer Kon-
fliktaustragung verbunden.
Dieser Trend verkehrt sich jedoch in bestimm-
ten Bereichen geradezu in sein Gegenteil. Ist 
nämlich mit der Entscheidung, das Gericht an-
zurufen, die Drohung verbunden, die Sozialbe-
ziehungen zu beenden, so kommt es zu be-
stimmten Formen des Vermeidungsverhal-
tens. Zur Verdeutlichung seien hier Auszüge 
aus Interviews angefügt, die Stewart Macaulay 
im Jahre 196387) veröffentlicht hat: „Ein Ein-
käufer drückte die übliche Einstellung von 
Geschäftsleuten so aus: .Wenn irgendein Kon-
flikt hoch kommt, kriegst Du den anderen ans 
Telefon und sprichst über das Problem. Man 
läuft nicht zu einem Rechtsanwalt, wenn man 
im Geschäft bleiben will, sondern da muß man 
sich anständig benehmen.' Oder wie ein Ge-
schäftsmann sich ausdrückte: „Man kann jeden 
Streit beilegen, wenn man die Rechtsanwälte 
und Buchhalter heraushält. Die verstehen ein-



fach nicht das Gesetz des Gebens und Neh-
mens, das man im Geschäftsleben braucht." 
Diese Beispiele zeigen besonders deutlich, daß 
in der rechtspolitischen Diskussion, die um die 
Begriffe „Gesetzesflut" auf der einen Seite und 
„Entstaatlichung" auf der anderen Seite kreist, 

das Verhalten des einzelnen nicht außer acht 
gelassen werden darf. Verrechtlichung ist also 
nicht nur ein institutionelles Problem von Par-
lament, Verwaltung und Justiz, sondern es ist 
zugleich auch ein individuelles Problem der 
Einstellung der Menschen zum Recht.

Ziel dieser Abhandlung war es, die Ambiva-
lenz (Doppelwertigkeit) der Verrechtlichung, 
aber auch ihre Gegentendenzen, deutlich zu 
machen, um die Verrechtlichungsdiskussion, 
die ein wenig den Charakter eines „Glaubens-
krieges"88 ) angenommen hat, zu versachlichen. 
Die wissenschaftliche Analyse von Ursachen 
und Folgen der Verrechtlichung öffnet den 
Blick für die Erkenntnis, daß weder die Ver-
rechtlichung in ihren Erscheinungsformen 
Vergesetzlichung, Bürokratisierung und Justi- 
zialisierung noch ihre Gegentendenzen Entre-
gelung, Entstaatlichung und Entbürokratisie-
rung nur „gut" oder ausschließlich „schlecht" 
sind. Schließlich wird durch Verrechtlichung 
nicht nur die individuelle Freiheit einge-
schränkt (z. B. bei Baugenehmigungen etc.), 
sondern gerade auch gesichert (z. B. im Daten-
schutzgesetz). Auch der politische Gestal-
tungsspielraum wird zwar durch die Rolle des 
Bundesverfassungsgerichts als „Hüter der 
Verfassung“ oft begrenzt (z. B. bei der Wehr-
dienstverweigerung); die Verrechtlichung ist 
aber auch ein Mittel sozialstaatlicher Reform-
politik, u. U. sogar angestoßen durch das Bun-
desverfassungsgericht (wie z. B. bei der Ver-
wirklichung des Nichtehelichenrechts). Ohne 
das Recht als Instrument der Politik ist die Be-
wältigung der vielfältigen Auswirkungen des 
sozialen Wandels kaum vorstellbar.

88) Knoepfel 1980, S. 77.

V. Schlußbetrachtung

Andererseits zeigen die Vollzugsdefizite auf 
institutioneller Ebene (z. B. beim Umwelt-
schutz) ebenso wie die Wirkungslosigkeit von 
Gesetzen auf individueller Ebene (z. B. in den 
Subkulturen von Großstädten), daß dem Recht 
als Mittel zur Steuerung ökonomischer und 
gesellschaftlicher Prozesse Grenzen gesetzt 
sind. Zu diesen Grenzen des Rechts als Hand-
lungsinstrument des Staates kommt die aus 
der „Krise der Staatsfinanzen'' gewonnene Er-
kenntnis hinzu, daß sich der Staat übernom-
men zu haben scheint. Als „Wohlfahrtsstaat" 
ist er in Frage gestellt, weil er die Soziallasten 
nicht mehr länger aufbringen kann; als „Inter- 
ventionsstaat" muß er angesichts fehlender 
Mittel zur Ankurbelung der Wirtschaft die Se-
gel streichen. Zu alledem wird erkennbar, daß 
weder die Sozialleistungen noch die Subven-
tionen des Staates den erwünschten Erfolg 
zeitigen. Armutspotential und Arbeitslosen-
quote zeigen jedenfalls kaum eine fallende 
Tendenz. Vorschläge zur Entlastung des Staa-
tes von „überflüssigem Ballast" dürfen daher 
nicht voreilig „verteufelt" werden. Sie müssen 
vielmehr sorgfältig geprüft, ihres ideologi-
schen Beiwerks entkleidet und auf ihre gesell-
schaftlichen und politischen Folgen hin abge-
klopft werden. Erst auf dieser Grundlage las-
sen sich Vorschläge zur künftigen Ausgestal-
tung des Rechts als Instrument der Politik für 
den Einzelfall vorlegen.



Heinz Laufer

Reform oder Korrektur?

Zur Dokumentation über den Abbau von Staatsaufgaben 
und zur Verwaltungsvereinfachung in Bayern

Zum 31. Dezember 1979 legte die Bayerische 
Staatsregierung dem Bayerischen Landtag ih-
ren „Ersten Bericht zum Stand der Verwal-
tungsvereinfachung und Entstaatli

1
chung“ 

vor ). Im Februar 1980 veröffentlichte die Bay-
erische Staatskanzlei die „Erste Dokumenta-
tion der Tätigkeit der Kommission für den Ab-
bau von Staatsaufgaben und für Verwaltungs-
vereinfachung" 2). Beide Dokumente, weitge-
hend, aber nicht vollständig identisch, sind das 
Ergebnis eines Versuchs, „Staat und Verwal-
tung bürgernäher, das heißt: einfacher, schnel-
ler und verständlicher werden" zu lassen 3). 
Durch sie soll dargelegt werden, „wo durch 
entbehrliche oder zu enge Rechts- oder Ver-
waltungsvorschriften der Verwaltungsvollzug 
erschw

4
ert wird oder die Bürger vermeidbar 

belastet werden" ). Dieses prinzipiell begrü-
ßenswerte Vorhaben darf in einem demokrati-
schen legitimierten Gemeinwesen jedoch 
nicht dem Arkanwissen relativ weniger Pro-
fessioneller überlassen bleiben, sondern be-
darf der möglichst umfassenden und gründli-

5) Ebd., S. 1.
6) Institut für Demoskopie (Allensbach) 1978; Sinus- 
Institut (Heidelberg); Wickert-Institute (Tübingen), 
1979.
7) Eine Meinungsumfrage des Emnid-Instituts zum 
Thema „Der Bürger und die Demokratie" ergab, daß 
die Stimmung der Bundesbürger gegenüber all je-
nem, was mit Bürokratie zusammenhängt, nicht ge-
rade günstig ist, daß allein dieser Begriff allgemein 
negative Empfinden auslöse, daß die Mehrheit der 
Bevölkerung den staatlichen Verwaltungsapparat 
mit Umständlichkeit, Langsamkeit, Formularwesen,

chen öffentlichen Erörterung. Dies ist um so 
wichtiger, je verpflichtender das oben zitierte 
Anliegen — Sorge für das Wohl des Bürgers 
— empfunden wird.

Der nachfolgende Beitrag ist eine kritische 
Analyse der beiden Dokumente zur Verwal-
tungsvereinfachung und Entstaatlichung. Sein 
Ansatz ist das generelle Problem der „Bürokra-
tisierung" und administrativen Dominanz als 
politisch-soziale Rahmenbedingungen einer 
solchen Thematik. Anschließend wird über 
Aufgaben, Organisationsstruktur und Verfah-
rensweise der Bayerischen Kommission be-
richtet und werden deren Vorschläge kurz 
dargestellt, analysiert und nach den Realisie-
rungschancen gefragt. Abschließend soll ge-
klärt werden, ob der von Bayern eingeschla-
gene Weg richtig und erfolgversprechend ist 
ober ob grundsätzlich andere Zielsetzungen 
und Methoden erforderlich sind, um aus der 
allgemein erfahrenen Misere der „Staatsum-
klammerung" herauszukommen.

I. Die Dominanz der öffentlichen Verwaltung
Meinungsumfragen zum Verhältnis „Bürger 
und öffentliche Verwaltung" stellen fest, daß 
viele Bürger mit der administrativen Appara-
tur ihres Staates unzufrieden sind. „Warte- 
und Bearbeitungszeiten, die Arbeitsweise, das 
Amtsdeutsch und der Mangel an Verständ-
lichkeit der Entscheidungen und Entschei-
dungsgrundlagen werden bemängelt. Zahlrei-
che Bürger befürchten, daß ihre Freiheit durch

1) Erster Bericht der Bayerischen Staatsregierung 
zum Stand der Verwaltungsvereinfachung und 
Entstaatlichung zum 31. Dezember 1979 — 
KAV-X/38-1 (im folgenden zitiert als „Bericht“).
2) Verwaltungsvereinfachung in Bayern 1. Februar 
1980, hrg. von der Bayerischen Staatskanzlei Mün-
chen (im folgenden zitiert als „Dokumentation").
3) So der Bayerische Ministerpräsident Franz-Josef 
Strauß in seinem „Vorwort" zur Dokumentation, 
S. 11.
4) So der Bericht S. 10.

immer neue Reglementierungen einge-
schränkt wird". Diese zutreffende Eingangs-
feststellung des Beri 5chts ) stützt sich auf zahl-
reiche Untersuchungen und Meinungsumfra-
gen 6), in denen das weitverbreitete Unbeha-
gen der Bürger am gegenwärtigen Verwal-
tungsstaat, ja deren Aversion gegen die Domi-
nanz der öffentlichen Verwaltung ma

7
nifest 

wird ). Drückt sich in solchem Unbehagen nur 



eine momentane Reizung eines übersättigten 
Bürgers in einer Überflußgesellschaft aus oder 
ist es ein Symptom für essentielle Strukturve-
ränderungen im modernen Staat? Um diese 
Frage zu beantworten, soll nach dem Erschei-
nungsbild des Verwaltungsstaates, nach den 
Ursachen der zunehmenden staatlichen Reg-
lementierung sowie nach den daraus mögli-
cherweise resultierenden Problemen gefragt 
werden.

Ausweitung der Staatstätigkeit und büro-
kratisch gesteuerter Staat

Die Ausweitung der Staatstätigkeit seit etwa 
eineinhalb Jahrhunderten und die daraus fol-
genden Konsequenzen bezüglich der Vermeh-
rung der Rechtsnormen und der öffentlichen 
Bediensteten beschäftigen die Wissenschaft, 
seitdem die ersten Erfahrungen über das neue 
Phänomen vorgelegt waren. So faßte bereits 
1846 Robert von Mohl die vielfach geäußerte 
Kritik an der Bürokratie zusammen. Danach 
beklagen sich die Gutsbesitzer, „durch die Bü-
rokratie möglichst auf das allgemeine Maß der 
staatsbürgerlichen Verhältnisse herunterge-
drückt zu werden". Die Gewerbetreibenden 
beklagten sich „einerseits über Untätigkeit 
und Stumpfheit", andererseits über unnötiges 
„und schädliches Vielregieren". Die Kirchen 
warfen der Bürokratie vor, sie mißbrauche die 
Geistlichen zu den „fremdartigsten Schreiber-
geschäften, glaube durch die Beschreibung ei-
nes Foliobogens die Gewissen beiseite setzen 
(und) Weltansichten eines ganzen Lebens än-
dern zu können“. Die „im öffentlichen Dienst 
stehenden oder mit öffentlichen Aufgaben be-
auftragten ... Baumeister, Ingenieure bei Ei-
senbahnen und Kanälen ... wissen, fast ohne 
Ausnahme, kein Ende zu finden in ihren Be-
schwerden über den Mangel an wahrer Ein-
sicht, über die Erdrückung durch nutzlose 
Schreiberei und störende ... Kontrolle, über 
die Befehle zu unzeitigen und unwirtschaftli-
chen Ersparnissen, über verletz

8
ende Formen 

im amtlichen Verkehr .. " ).
Derartige Kritik in der Frühzeit der Bürokrati-
sierung konnte jedoch andere Gelehrte nicht 
hindern, den Prozeß der zunehmenden Staats-

tätigkeit und sich ausdehnenden Administra-
tion nüchtern zu konstatieren und prinzipiell 
positiv zu beurteilen. 1887 formulierte Adolph 
Wagner das „Gesetz von den wachsenden 
Staatstätigkeiten", um damit auf eine Struktur- 
und Qualitätsänderung des neuzeitlichen 
Staates aufmerksam zu machen *). In den bei-
den ersten Jahrzehnten unseres Jahrhunderts 
widmete Max Weber einen guten Teil seiner 
Arbeitskraft der Analyse der neu entstande-
nen Bürokratie als dem Herrschaftsmittel des 
modernen Staates. Er war von der Notwendig, 
keit, noch mehr aber von der Leistungsfähig, 
keit der staatlichen Verwaltungsorganisation 
überzeugt. Bezeichnete er doch Herrschaft 
mittels des bürokratischen Verwaltungsstabes 
als den reinsten Typus legaler Herrschaft. Er 
sah ihn allen anderen Herrschaftstypen ge-
genüber als überlegen an und meinte: „Der 
entscheidende Grund für das Vordringen der 
bürokratischen Organisation war von je her 
ihre rein technische Überlegenheit über jede 
andere Form. Ein voll entwickelter bürokrati-
scher Mechanismus verhält sich zu diesem ge-
nau wie eine Maschine zu den nicht-mechani-
schen Arten der Gütererzeugung. Präzision, 
Eindeutigkeit, Aktenkundigkeit, Kontinuier-
lichkeit, Diskretion, Einheitlichkeit, straffe 
Unterordnung, Ersparnisse an Reibung, sachli-
cher und persönlicher Kosten sind bei streng 
bürokratischer, speziell: monokratischer Ver-
waltung durch geschulte Einzelbeamte gegen-
über allen kollegialen oder ehrenamtlichen 
Formen auf das Optimum gesteigert.“ 10) Trotz 
solcher fast enthusiastisch klingender Auffas-
sung über bürokratische Organisation ahnte 
Max Weber wohl die Kehrseite dieser Ent-
wicklung, wenn er meint, daß der Vormarsch 
der Bürokratie unaufhaltsam sei, denn „sie ist 
eine unvermeidliche Begleiterscheinung der 
modernen Massendemokratie". Eine einmal 
voll durchgeführte Bürokratie gehöre zu den 
am schwersten zu zertrümmernden sozialen 
Gebilden, ihre Machtstellung sei überragend, 
doch bedeute sie schließlich „das Gehäuse je-
ner Hörigkeit der Zukunft.., in welches viel-
leicht dereinst die Menschen sich ... ohn-
mächtig zu fügen gezwungen sein wer-
den"").

Papierkrieg gleichsetze, daß viele Bürger den öf-
fentlich Bediensteten nicht nur unnötigen Aufwand, 
sondern auch rücksichtsloses, unmenschliches Ver-
halten vorwerfen. Vgl. dazu Heinz Laufer, Demokra-
tie und Bürokratie, in: Münchner Beiträge zur Poli-
tikwissenschaft, Freiburg 1980, S. 235.
8) über Bürokratie, in: Staatsrecht, Völkerrecht und 
Politik, Bd. II/l, Tübingen 1862, S. 103.

9) Finanzwissenschaft und Staatssozialismus, in: So-
zialökonomische Texte, Frankfurt a. M. 1948, S. 56.
10) Wirtschaft und Gesellschaft (hrgs. von Johannes
Winckelmann), Tübingen 1972, S. 561 f.
10) Ebd., S. 567 ff.

Die Vorhersagen Max Webers haben sich un-
eingeschränkt erfüllt. „Die öffentlichen Büro-
kratien sind zu einer .lautlosen Krake' gewor-



den, deren Fangarme immer weiter in die pri-
vate Gesellschaft hineinreichen." 12 ) Mit einem 
derart außergewöhnlichen harten Urteil eines 
zeitgenössischen Kenners des modernen poli-
tisch-administrativen Systems wird die abso-
lute Dominanz der öffentlichen Verwaltung 
und ihre Durchdringung aller Lebensbereiche 
zutreffend gekennzeichnet, öffentliche Bü-
rokratie ist zum entscheidenden Herrschafts-
faktor moderner, demokratisch regierter Indu-
striegesellschaften geworden. Die von den 
modernen Verfassungen normierte Gewalten-
teilung ist de facto aus den Angeln gehoben. 
Die Bürger fühlen sich hilflos dem administra-
tiven Apparat ausgeliefert und begegnen der 
öffentlichen Bürokratie mit einer Mischung 
von Angst, schlechtem Gewissen und Hoff-
nung 13) . Ausgelöst werden solche psychi-
schen Zustände des Unbehagens, des Mißtrau-
ens, ja der Ohnmacht durch ein Millionenheer 
von öffentlichen Bediensteten und deren 
hauptsächlichem Instrumentarium, den zig-
tausenden von Rechtsregeln und der damit ge-
gebenen Macht des Regulierens, Förderns 
oder Verhinderns. Wodurch wurde diese 
Machtkonstellation verursacht, welche Grün-
de können für die damit verbundene Umstruk-
turierung des modernen demokratischen Sy-
stems genannt werden?

Ursachen für die Mehrung der öffentlichen 
Bürokratie

Wenn nach den Kausalitätsfaktoren für das 
oben skizzierte Phänomen gefragt wird, so sol-
len interne Faktoren wie das „Parkins
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Gesetz" ) oder das „Peterprinzip" )  bei unse-
rer Darlegung unberücksichtigt bleiben. Es 
sollen im folgenden nur externe Faktoren 
kurz genannt werden, nämlich
— die zivilisatorische Entwicklung,
— das Prinzip der Gleichheit und der Sozial-
staatsgrundsatz,

12) So Ulrich Lohmar, Staatsbürokratie — Das ho-
heitliche Gewerbe, München 1978, S. 15.
13) Ebd. S. 12, S. 21.

14) Zahlen zum Personal im öffentlichen Dienst in 
der Bundesrepublik Deutschland und zu den verfüg-
baren Rechtsnormen, siehe bei Laufer, a. a. O„ 
S. 225 ff. sowie im Bericht, S. 1 ff.; der Betrag von 54 
Mrd. DM, der pro Jahr als öffentliche Subventionen 
verteilt wird, stellt schon für sich allein ein außerge-
wöhnliches Steuerungsinstrument dar.

15)  Siehe dazu C. Northcote Parkinson, Parkinsons 
Gesetz und andere Untersuchungen über die Ver-
waltung, Reinbek 1978.
16) Siehe dazu Lawrence J. Peter, Das Peter-Pro-
gramm, Reinbek 1976.

— das Erfordernis der demokratischen Legiti-
mation,
— die Rechtsstaatlichkeit,
— das System der politischen Verflechtungen, 
a) Die zivilisatorische Entwicklung mit ihren 
Erfindungen und Entdeckungen, neuen Tech-
nologien und deren technisch-industrieller 
Verwertung, ökonomischen Umstrukturierun-
gen und internationalen Verflechtungen stellt 
seit etwa 150 Jahren eine zunehmende Her-
ausforderung des Staates und seiner Amtsträ-
ger dar. Jeder technische und wissenschaftli-
che Fortschritt und jede strukturelle Verände-
rung verlangt ein Tätigwerden des politisch-
administrativen Systems, sei es nur durch 
neue rechtliche Regulierungen oder Kontroll-
maßnahmen, durch Schaffung von Infrastruk-
tureinrichtungen oder gar durch die Bereit-
stellung von Dienstleistungen und Kollektiv-
gütern 17).
b) Das Prinzip der Gleichheit und der Sozial-
staatsgrundsatz als Essentiale des politischen 
Systems der Bundesrepublik Deutschland las-
sen nicht zu, daß Politik sich damit begnügen 
kann, Gleichheit in einem nur rechtsförmli-
chen Sinne zu gewähren und zu garantie-
ren 18 ). Vielmehr erwartet der Bürger, daß der 
Staat Gleichheit im materiellen Sinne her-
stellt, daß er soziale Sicherheit in allen Le-
benslagen gewährleistet 19). Eine derartige Po-
litik führt zur immer stärkeren Normierung al-
ler Lebe 20nsbereiche ).

17) Vgl. dazu Laufer, a. a. O„ S. 238; Bericht, S. 5 f., 
Philipp Herder-Dorneich, Bürokratisierung und 
Ordnungspolitik, in: Heiner Geißler (Hrsg.), Verwal-
tete Bürgergesellschaft in Fesseln, Frankfurt 1978, 
S. 131 — 148.
18) Laufer, ebd.
19) Vgl. dazu Heinz Laufer, Der sozialisierte 
Mensch, Stuttgart 1978, S. 62 ff., 89 ff., S. 120 ff.
20) So Roman Herzog, Gleichheit und Gerechtigkeit. 
„Normierungswut" als Ursache der Aufblähung der 
Bürokratie, in: Geißler, a. a. O„ S. 83—92; in diesem 
Sinne auch der Bericht, S. 6.

c) Das Erfordernis der demokratischen Legiti-
mation läßt bei den Politikern der konkurrie-
renden Parteien den Willen entstehen, dem 
umworbenen Bürger mit einem möglichst um-
fassenden Leistungsangebot des Staates, min-
destens mit weitreichenden Leistungsverspre-
chungen gegenüberzutreten. Die politischen 
Repräsentanten versuchen bei den Wählern 
die Assoziation zu wecken, daß der Politiker 
und die Partei die bessere sei, die mehr staatli-
che Leistungen zur Verfügung gestellt hat 
oder stellen wird. Insoweit aber jede zusätzli-
che oder erweiterte Staatsleistung in der Re-
gel mehr Rechtsnormen und öffentliche Be-



dienstete, damit mehr Regulierung und Kon-
trolle erfordert, wird die st
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unumgänglich zunehmen ).

d) Die Rechtsstaatlichkeit erfordert, daß politi-
sches Handels entweder in Rechtsform oder 
auf der Basis von Rechtsnormen erfolgt. „Die 
Rechtsprechung, besonders die des Bundes-
verfassungsgerichts, förderte das Bestreben, 
Gesetz und Verwaltungshandeln durch Be-
rücksichtigung aller in Betracht kommenden 
Umstände justizsicher zu machen. Gesetzge-
berische Akte hatten immer häufiger ihren 
Grund in Gerichtsentscheidungen. Parlament 
und Regierung verwandten darüberhinaus im-
mer mehr Mühe darauf, letzte Gesetzeslücken 
aufzuspüren und zu schließen und jeden mög-
lichen Sonderfall im voraus zwecks gle
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ichheit- 
licher Behandlung in die Vorschriften einzu- 
beziehen." )

e) Das System der politischen Verflechtungen 
zwischen Bund, Ländern und Gemeinden so-
wie innerhalb der Europäischen Gemeinschaft 
brachte weitere Vorschriftenfluten, erforderte 
zusätzliches Personal, komplizierte den staat-
lichen Entscheidungsprozeß und verdichtete 
die Unüberschaubarkeit der bürokratischen 
Apparatur auf allen Ebenen politischen Ge-
sche 23hens ).

Welche Probleme resultieren aus dieser Ent-
wicklung für das politische System einer frei-
heitlichen Demokratie in der hochindustriali-
sierten Gesellschaft?

Die Bedrohungen aus der zunehmenden 
Bürokratisierung

Welche Folgen die zunehmende Bürokratisie-
rung auf die soziale Psyche, den Bewußtseins-
stand und den Bürgerstatus des Individuums 
hat, wurde oben schon angedeutet. Es könnte 
nun die Auffassung vertreten werden, daß 
man sich über das individuelle und soziale 
Wohlbefinden der Bürger relativ einfach hin-
wegsetzen kann, wenn nur die Funktions- und 
Leistungsfähigkeit des politischen Systems 
nicht nur nicht reduziert, sondern durch Aus-
weitung der Staatstätigkeit quantitativ und 

qualitativ verbessert würden. Doch das ist, wie 
zu zeigen sein wird, nicht der Fall. Hinzu 
kommt, daß die Regierenden in einer freiheit-
lichen Demokratie von Verfassungs wegen 
sich nicht über das persönliche Glück und das 
soziale Wohlbefinden ihrer Bürger um der 
Funktionalität des Staates willen hinwegset-
zen können.
Die Dominanz der öffentlichen Bürokratie hat 
Demokratiedefizite zur Folge, reduziert die 
ökonomische Leistungsfähigkeit und führt zur 
politischen Resignation.
Das demokratische System beruht u. a. auf der 
Anerkennung der personalen Würde seiner 
Bürger und deren Entfaltung und Lebensge-
staltung in Freiheit, auf dem Prinzip der 
Volkssouveränität und dessen Verwirkli-
chung durch repräsentative Staatsorgane so-
wie auf Beschränkung und Kontrollierbarkeit 
aller staatlichen Macht. Diese Conditiones und 
Essentiale freiheitlicher politischer Ordnung 
werden durch zunehmende Reglementierung 
des Bürgers und bürokratische Fesselung der 
Gesellschaft bedroht, ja zerstört.
Der Staat als immer totaler werdende Betreu-
ungsinstanz und omnipotenter Dienstlei-
stungsunternehmer reduziert die personale 
Freiheit und Selbstentscheidungsbefugnis in 
zunehmenden Maße, bis am Ende der verwal-
tete und betreute Mensch als „Unpersönlich-
keit" steht 24).  Diese ist nur noch Akklama-
tionsorgan für bürokratisch gesteuerte Parla-
mentarier, die im Weberschen „Gehäuse der 
Hörigkeit" selbst zu Vollzugsorganen der Ver-
waltung degradiert worden sind 25). Deren 
Macht ist so gut wie unkontrollierbar gewor-
den, denn es ist die Administration, die mate-
rielles Recht setzt, dieses in der Exekutive in-
terpretiert und letztlich durch vielfältige per-
sonelle Verflechtungen mit der Gerichtsbar-
keit, vor allem der allgemeinen und besonde-
ren Verwaltungsgerichtsbarkeit, auch über-
prüft26 ).

21) Siehe dazu Laufer, Der sozialisierte Mensch, 
S. 105 ff.; Peter Graf Kielmansegg, Demokratisie-
rungsprinzip und Regierbarkeit, in: Regierbarkeit 
Bd. 1, hrg. von Peter Graf Kielmansegg, Ulrich Matz, 
Wilhelm Hennis, Stuttgart 1977, S. 110 ff.; Karl Ernst 
Schenk, Demokratie und Bürokratie? Dezentralisie-
rung — Selbstverwaltung — Entbürokratisierung, 
in: Geißler, a. a. O„ S. 207 ff.
22) So der Bericht, S. 6 f.
23) Vgl. dazu Bericht, S. 7.

24) So Helmut Schelsky, Der selbständige und be-
treute Mensch, Stuttgart 1976, S. 13 ff.; in diesem 
Sinne auch Lothar Späth, Auf dem Prüfstand: Der 
moderne Staat, in: Schlankheitskur für den Staat, 
hrg. von Hubertus Zuber, Stuttgart 1979, S. 22 f.
25) Vgl. dazu Niklas Luhmann, Macht und System- 
ansätze zur Analyse von Macht in der Politikwis-
senschaft, in: Universitas 5/1977, S. 480 f.; Hubert 
Treiber/Erhard Blankenburg, Bürokraten als Politi-
ker, Parlamentarier als Bürokraten, in: Die Verwal-
tung, Bd. 5/1972, S. 273 ff.
26) Lohmar, a. a. O., S. 41, S. 49, S. 111.

Mit dem stetigen Anwachsen der staatlichen 
Apparatur schritt sukzessive die Ausweitung 



des Staatsanteils am Sozialprodukt fort, so daß 
er im Jahre 1980 bei ca. 47 % des Sozialprodukts 
liegt. Daraus resultieren nach Günther Schmöl-
ders drei Gefahren für das Wirtschafts- und Ge-
sellschaftsleben:
_  die Gefahr des „Staatsbankrotts" im finanz- 
wirtschaftlichen Bereich,
_  die Gefahr der wieder angeheizten Infla-
tion im Währungsbereich,
_  die Gefahr der Außerkraftsetzung der frei-
heitlichen Marktwirtschaft zugunsten eines 
hemmungslosen Wohlfahrts- und Interven-
tionsstaates im Bereich d
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Gesellschaftsordnung ).
Der bürokratisch gesteuerte Daseinsvorsorge-, 
Leistungs- und Interventionsstaat birgt über-
dies die Gefahr der politischen Resignation in 
sich. Und zwar auf doppelte Weise. Einmal hat 
das mittlerweile entstandene System der Risi-
kovermeidung die Bürger in eine Anspruchs- 
und Erwartungsmentalität gedrängt, die vom 
allzuständigen Gesamtversorger Staat ver-
langt, mit möglichst vielen produzierbaren 
materiellen und geistigen Gütern versorgt zu 
werden. Wenn der demokratische Staat und 
seine Amtsträger diesem Verlangen nicht 
oder nicht mehr hinreichend gerecht werden 
können, besteht die Gefahr der demokrati-
schen Resignation in dem Sinne, daß mit der 
Enttäuschung über die zu geringe oder man-
gelnde Leistungsfähigkeit des demokrati-
schen Systems sich die Enttäuschung über die 
Demokratie als solche paart. Zum anderen 
vermag die allmählich total werdende Vor-
macht der Bürokratie den Bürger zu schrek- 
ken und seine implizit häufig vorhandene Un-
tertanenmentalität, seine Ängstlichkeit vor 
der Obrigkeit, seine Furcht vor dem Staat zu 
verstärken. Die Komplexität der demokratisch 
regierten Industriegesellschaft wird ihm 
durch die bürokratischen Verfahrensweisen 
unheimlich, seine eigene Desinformiertheit 
weckt in ihm allzu leicht Inferioritätsgefühle, 
die nun ihrerseits seine Untertanenmentalität 
intensivieren und seine Ohnmacht gegenüber 
dem Staatsapparat ins Unermeßliche und da-
mit nicht Faßbare steigern können. Resigna-
tion, aber auch Aggress
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sein ).
Angesichts der geschilderten Situation und 
der sich daraus ergebenden Bedrohungen für 
die freiheitliche Demokratie, die Funktions- 
und Leistungsfähigkeit des politischen Sy-

stems sowie die personale Existenz der Bürger 
ist jedes Engagement, sei es wissenschaftli-
cher, sei es praktischer Art, zu begrüßen, das 
sich der Problemkomplexe Entbürokratisie-
rung, Verwaltungsvereinfachung, Entstaatli-
chung oder Reduzierung der Normenflut an-
nimmt. Es ist deshalb prinzipiell verdienstvoll, 
wenn in Bund und Ländern seit einigen Jahren 
Aktivitäten in dieser Hinsicht festgestellt wer-
den 29 ). Vor allem im Freistaat Bayern sind 
zahlreiche diesbezügliche Initiativen ver-
schiedener Ausprägung entstand 30en ). Soweit 
jedoch Kongresse oder Kommissionen ver-
suchten oder versuchen, konkrete Schritte 
einzuleiten oder auszuführen, ist eine grund-
sätzliche Skepsis angebracht. So bedeuten Ra-
tionalisierungsmaßnahmen wie etwa der 
zweckökonomische Einsatz von Schreibkräf-
ten oder Dienstwagen, die Zusammenlegung 
von Amtsstellen, die Zentralisierung von Ent-
scheidungskompetenzen, die Vereinfachung 
von Formularen und Dienstwegen, die Über-
nahme staatlicher Aufgaben durch Private 
nicht per se schon einen antibürokratischen 
Schritt. Nicht allein die Zahl der Rechtsvor-
schriften und der Kompliziertheitsgrad des 
Verwaltungsaufwandes, sondern die Qualität, 
Reichweite, Transparenz und Kontrollierbar-

28) Laufer, Der sozialisierte Mensch, a. a. O., S. 124.
29) Eine gute Übersicht über Maßnahmen des Bun-
des, einzelner Bundesländer sowie auf Bund-Län- 
der-Ebene und auf Länder-Ebene gibt der Bericht, 
S. 16 ff.
30) Bericht (S. 10 ff.) und Dokumentation (S. 13 f.) ha-
ben ausführlich die bisherigen Bemühungen in Bay-
ern zu diesem Problemkomplex zusammengestellt. 
Soweit derartige Vorhaben nicht ohnehin in dem 
bundesweiten Rahmen der Gebietsreform und der 
Funktionalreform eingebunden sind, seien im fol-
genden die wichtigsten genannt:
— das Gutachten einer unabhängigen Experten-
gruppe über die „Staatsvereinfachung in Bayern" 
(1955/57),
— die Beratergruppe des Ministerpräsidenten für 
Fragen der Verwaltungsvereinfachung (1968— 
1972),
— die Programmsätze für den öffentlichen Dienst 
zur Steigerung der Bürgerfreundlichkeit und Lei-
stungsqualität der Verwaltung vom 27. Juli 1976, 
— verschiedene Berichte des Staatsministeriums 
des Innern: zur Aufgabenreform der öffentlichen 
Hand (1976), zur Erledigung von Planungsarbeiten 
durch Beamte und Angestellte im öffentlichen 
Dienst (5. Januar 1977), zur Beschränkung der An-
nextätigkeit im staatlichen Bereich (14. März 1979) 
und zur Erarbeitung eines Kriterienkatalogs zur Be-
schränkung staatseigener Tätigkeit (8. September 
1978),
— Interpellation der CSU-Fraktion im Bayerischen 
Landtag vom 20. Mai 1977 (LTags-Drs. 8/5425) 
zwecks Entstaatlichung und ausführliche Diskus-
sion des Landtags am 30. Juni 1977. 

27) Stoppt den Staat, er wird zu teuer -— die Gefahr 
des wachsenden Staatsanteils am Sozialprodukt, in: 
Schlankheitskur für den Staat, a. a. O., S. 284 ff.



keit administrativer Maßnahmen sind für das 
Verhältnis Bürger — Staat bestimmend. Die 
Kriterien für Reformmaßnahmen müssen aus 
dem Gesamtkomplex des geistig-politischen 
Umbruchs, des strukturellen Wandels, der orga-
nisatorischen Veränderungen und der daraus 

resultierenden Probleme, Defizite und Bedro-
hungen gewonnen werden. Diese Erfordernisse 
haben auch die oben angestellten Überlegun- 
gen veranlaßt, in die die Analyse der bayeri- 
sehen Bemühungen nun einzubeziehen sein 
werden.

II. Aulgaben, Organisationsstruktur und Verfahrensweise 
der Kommission

Der Vorstoß der CSU-Landtagsfraktion, zahl-
reiche schriftliche parlamentarische Anfragen 
zur Entstaatlichung und Gesetzesflut sowie 
ein Vorschlag des CSU-Parteitags vom Sep-
tember 1977 motivierten die Bayerische 
Staatsregierung, am 4. April 1978 durch Mini-
sterratsbeschluß eine unabhängige Kommis-
sion für den Abbau von Staatsaufgaben und für 
die Verwaltungsvereinfachung einzusetzen. 
Welche Aufgaben obliegen der Kommission, 
wie ist sie zusammengesetzt, organisiert, und 
welches sind ihre Arbeitsweisen?

Die Aufgabenstellung der Kommission

Der Ministerrat hat der Kommission folgende 
Aufgabe übertragen, die um der Vollständig-
keit und Deutlichkeit willen wörtlich wieder-
gegeben werden soll:

„I. Die Kommission untersucht in unmittel-
barer und ausschließlicher Verantwortlich-
keit gegenüber dem Ministerpräsidenten, 
wo durch entbehrliche oder zu enge Rechts-
oder Verwaltungsvorschriften der Verwal-
tungsvollzug im einzelnen erschwert wird 
oder die Bürger vermeidbar belastet wer-
den. Zu den Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften in diesem Sinne gehören auch 
Vorschriften des Bundes.

Ebenso untersucht die Kommission, welche 
öffentlichen Aufgaben und Einrichtungen 
privatisiert werden können.
In diesem Rahmen wird die Kommission, so-
weit nicht besondere Aufträge des Minister-
präsidenten vorliegen, von sich aus prüfend 
und begutachtend tätig werden.
II. Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
werden insbesondere unter folgenden Ge-
sichtspunkten geprüft:
(1) Handelt es sich derzeit um eine verzicht-
bare Staatsaufgabe oder kann aus anderen 
Gründen auf eine Regelung verzichtet wer-
den?

Den Fragen der Wirtschaftlichkeit der Ver-
waltung soll seitens der Kommission Beach-
tung geschenkt werden.
(2) Kann eine staatliche Leistung zeitlich be-
fristet werden?
(3) Kann eine Regelung inhaltlich verein-
facht werden?'
Sind insbesondere Genehmigungs- und Ein-
griffsvorbehalte entbehrlich?
Einzelregelungen werden auch daraufhin 
untersucht, ob auf Einvernehmungs- oder 
Benehmungserfordernisse verzichtet wer-
den kann. Auf ihre Entbehrlichkeit werden 
auch alle besonderen Verfahrensregelun-
gen außerhalb des Bayer. Verwaltungsver-
fahrensgesetzes geprüft.
(4) Können Zuständigkeiten nach den 
Grundsätzen der Funktionalreform nach un-
ten verlagert werden?
Die von der Staatsregierung 1973 beschlos-
senen allgemeinen Grundsätze zur Funktio-
nalreform werden berücksichtigt.

(5) Bestehen Möglichkeiten, den eigenver-
antwortlichen Vollzug durch den einzelnen 
Beamten zu fördern?
(6) Können die Regelungen und die dazu 
ausgegebenen behördlichen Formulare und 
Erläuterungen verständlicher gefaßt wer-
den?

Bei der vorstehenden Problemstellung 
(Punkte 5 und 6) kommt es insbesondere dar-
auf an, die Sprache und den Aufbau einer Re-
gelung so zu vereinfachen, daß diese von der 
mit der Anwendung befaßten Person leichter 
gehandhabt und vom Bürger besser verstan-
den werd 31en kann." )

Zusammensetzung und Organisation der 
Kommission

Die Kommission setzt sich aus 11 Mitgliedern 
zusammen, die von Ministerpräsident Alfons 

31) Dokumentation, S. 14.



Goppel am 20. Juni 1978 berufen wurden32 ). 
Mit dem Vorsitz wurde der Staatssekretär im 
Innenministerium Franz Neubauer (CSU) be-
traut 33 ). Die Auswahlkriterien, nach welchen 
Jie Kommissionsmitglieder berufen worden 
sind, werden nicht genannt. Offensichtlich 
sollte mit dieser Zusammensetzung weniger 
der verwaltungsinterne oder verwaltungswis-
senschaftliche Sachverstand repräsentiert 
werden. Vielmehr schien es primär darum zu 
gehen, einmal die verwaltungspolitische 
Spitze der verschiedenen administrativen 
Ebenen zu berücksichtigen, zum anderen Re-
präsentanten organisierter ökonomischer In-
teressen zu beteiligen. Solche einseitige Re-
krutierung läßt darauf schließen, daß die Kom-
missionsaufgabe nur unter bestimmten Vor-
teilsgesichtspunkten wahrgenommen werden 
soll, daß nur spezifische Interessenlagen be-
rücksichtigt werden sollen, unter Vernachläs-
sigung der generellen Zielsetzung. Man muß 
fragen, warum nicht Mitglieder des Landtags 
berufen wurden, warum nicht Mitglieder von 
Gemeinde- oder Kreisräten, warum nicht poli-
tische Publizisten, warum nicht „Durch- 
schnittsbürger", warum nicht ausgewiesene 
Wissenschaftler verschiedener einschlägiger 
Disziplinen?

32) Drei Kommunale Wahlbeamte, vier Vertreter 
von Wirtschaftsverbänden, ein Gewerkschaftsver-
treter, zwei hohe Verwaltungsbeamte, darunter der 
Präsident des Obersten Bayerischen Rechnungs-
hofs.
33) Dokumentation, S. 14.
32) Ebd., S. 15.
35) Ivan Illich, Medical Nemesis: the expropriation 
of health, New York 1976, dt. Die Nemesis der Medi-
zin, Reinbek bei Hamburg 1979.

36) Süddeutsche Zeitung vom 26. April 1978, S. 21.
37) Staatsanzeiger Nr. 30, S. 1.
38) Dokumentation, S. 15.

Diese kritischen Erwägungen müssen auch für 
die Organisation der Kommission gelten. De-
ren technisch-organisatorische Arbeit wurde 
von einer Geschäftsstelle, eingerichtet bei der 
Staatskanzlei, übernommen und wird vom Ge-
neralsekretär des Landespersonalausschusses 
geleitet. Während der Berichtszeit war das 
Büro überwiegend mit zwei Beamten des hö-
heren Dienstes besetzt. In jedem Staatsmini-
sterium ist jeweils ein Referent (Stabsreferent) 
als Anlaufstelle und Koordinationsorgan be-
nan 34nt ).

So bleibt der administrative und personelle 
Rahmen der Kommission bescheiden. Den-
noch ist kritisch zu bemerken, daß sie damit — 
ebenso wie durch die kritisierte Zusammen-
setzung — im Bereich der Exekutive angesie-
delt wurde und somit einem grundsätzlichen 
Dilemma unterli
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egt. So wenig (mit Ivan Il-

lich) ) zu erwarten ist, daß die Krise des Ge-

sundheitswesens von den Ärzten behoben 
wird, so wenig ist auch eine Radikalkur der 
Bürokratie durch Bürokraten wahrscheinlich. 
In diesem Sinne ist die von der FDP geübte 
Kritik berechtigt, daß die Kommission nicht 
unter der Verantwortung des Landtags gebil-
det worden ist, sondern bei der Bürokratie ein-
gesetzt wurde, „deren Wildwuchs ja gerade be-
schnitten werden soll"36 ).

Die Arbeitsweise der Kommission

Für die bisherige Arbeitsweise der Kommis-
sion ist deren starke Außenorientierung kenn-
zeichnend. Bereits nach der konstituierenden 
Sitzung am 27. Juni 1978 wurden durch eine 
gemeinsame Bekanntmachung der Staatsmi-
nisterien 37)  alle Behörden und Stellen der 
bayerischen Staatsverwaltung, aber auch die 
nicht-staatliche öffentliche Verwaltung ein-
schließlich der Körperschaften, Stiftungen 
und Anstalten des öffentlichen Rechts aufge-
fordert, der Kommission Vorschläge zu über-
mitteln. Eine entsprechende Bitte hat die Ge-
schäftsstelle durch Anschreiben an zahlreiche 
Spitzenverbände und Kammern gerichtet. 
Ebenso wurden durch persönliche Gespräche 
mit Amtsträgern und durch eine öffentliche 
Aufforderung die Staatsbürger zu Vorschlä-
gen erm 38untert ).
In den rund eineinhalb Jahren bis zum Ab-
schluß des Zwischenberichts vom Januar 1980 
wurden 1 029 Vorschläge registriert. Diese 
stammten teilweise auch von der Kommission 
bzw. deren Sekretariat. Über ein Drittel der 
Vorschläge fiel in den Zuständigkeitsbereich 
des Innenministeriums, die übrigen verteilten 
sich relativ gleichmäßig auf die anderen Fach-
ministerien. Lediglich 7 Vorschläge betrafen 
die Staatskanzlei, 68 Vorschläge hatten res-
sortübergreifenden Charakter. Alle eingegan-
genen Vorschläge wurden im Sekretariat ge-
sichtet, hinsichtlich der Auftragstellung der 
Kommission, möglicher Überschneidungen 
und Verdoppelungen geprüft und dann an die 
Stabsreferenten der betroffenen Ministerien 
zur Stellungnahme oder Kenntnisnahme wei-
tergeleitet.
Entsprechend dem Inhalt dieser Stellungnah-
men ergab sich eine jeweils spezifische Ver-
fahrensweise:
— Befürworteten die beteiligten Staatsmini-
sterien einen Vorschlag, so wurde er unmittel-



bar vom federführenden Ministerium aufge-
griffen. Der Kommission wurde hierüber le-
diglich Bericht erstattet. Nur in Ausnahmefäl-
len kam es zu einer Beschlußfassung durch die 
Kommission.
— Vorschläge, die auf einer falschen Rechts-
auffassung beruhten, die bereits in anderer 
Weise verwirklicht worden waren oder gegen 
die sachliche Argumente sprachen, wurden 
mit einer entsprechenden Begründung an den 
Einreicher zurückgeleitet. Sofern dieser an 
seinem Vorschlag festhalten wollte, wurde er 
vom Sekretariat der Kommission um eine Ge-
genäußerung gebeten.
Nach Eingang und Klärung dieser Stellung-
nahmen erarbeitete das Sekretariat eine Be-
schlußvorlage, zu der sich wiederum die betei-
ligten Staatsministerien äußern konnten.
Bei weiterreichenden oder komplexen Vor-
schlägen, insbesondere bei der materiellen Be-
reinigung von Rechtsbereichen, wurde eine 
derartige Vorlage jedoch erst nach intensiven 
Vorbesprechungen aller Beteiligten formu-
liert. Den Beschlußvorlagen zum Baurecht 
ging sogar ein besonderes Hearing voraus.
Laut Kommissionsbericht konnten Meinungs-
verschiedenheiten zwischen dem Sekretariat 
und den Ministerien in der überwiegenden 
Zahl der Fälle beigelegt werden. Innerhalb der 
Kommission wurden die Beschlußvorlagen in 
der Regel vom Sekretariat, zuweilen aber auch 
von einzelnen Mitgliedern der Kommission 
vertreten. Bei den Abstimmungen entschied 
die Mehrheit der Anwesenden. Meist konnten 
jedoch einstimmige Beschlüsse erzielt werden. 
Ein Recht auf Stimmenthaltung wurde einge-
räumt. Aus pragmatischen Gründen verzich-
tete die Kommission auf eine Geschäftsord-
nun 39g ).
Positive Beschlüsse der Kommission wurden 
zusammen mit den Stellungnahmen der betei-
ligten Ministerien an den Ministerpräsiden-
ten übermittelt. Dieser leitete den Beschluß 
entweder dem federführenden Ministerium 
zum Vollzug weiter oder veranlaßte die Aus-
arbeitung einer Kabinettsvorlage zur Ände-
rung oder Aufhebung eines Landes- bzw. Bun-
desgesetzes. Im Falle differenzierender Stel-
lungnahmen lag die Entscheidung bei der 
Staatsregierung. Parallel zum Ministerpräsi-
denten wurden auch die Landtagsfraktionen 
von den Beschlüssen der Kommission unter-
rich 40tet ).

Die Kommission berichtet, daß sie vorn 
27. Juni 1978 bis zum 21. Januar 1980 in 15 Sit. 
zungen 410 positive Einzelempfehlungen 
größtenteils im Rahmen umfassender Unter-
suchungen zu verschiedenen Themenberei-
chen beschlossen habe 41). Die Einzelempfeh-
lungen wurden in 64 Beschlüssen und 24 Erle-
digungen aufgrund der vorbereitenden Arbei-
ten des Sekretariats gefaßt, sie 

42
sind zu ca. 200 

Rechtsbereichen ergangen ).

Ein solches Quantum vielfältiger Empfehlun-
gen von einem kleinen Gremium in kurzer 
Zeit vorgelegt, verdient nicht nur Bewunde-
rung, sondern sollte auch skeptisch betrachtet 
werden. Können elf Persönlichkeiten, die im 
Hauptberuf voll ausgelastet sind und zahlrei. 
ehe Nebenverpflichtungen haben, konzeptio-
nell orientiert mit Sachkunde und in derart 
kurzer Zeit so zahlreiche wichtige Entschei- 
düngen treffen? Wieviel Aktenstudium war 
schon allein erforderlich, um die 1 026 einge-
gangenen Vorschläge zur Kenntnis zu neh 
men, sie in den jeweiligen Kontexten zu ver-
stehen, davon 786 in ihrer Ist- und Soll-Wir-
kung zu überprüfen? Welcher Zeitaufwand 
war jeweils notwendig, um die Problematik zu 
artikulieren und die Fragen an die betroffenen 
staatlichen Stellen zu formulieren? Welche 
Zeit mußte aufgewandt werden, um die Ände-
rungsvorschläge unter allen in Frage kom-
menden Aspekten in der Kommission umfas-
send zu erörtern? Wenn die Kommission in ih-
rer Dokumentation auf die wichtige Rolle der 
Stabsreferenten und des Sekretariats verweist, 
wenn sie den eingeschlagenen Amtsweg und 
schriftlichen Kontakt zwischen sich und den 
staatlichen Dienststellen hervorhebt, dann 
sind das Indizien nicht nur für relativ enge 
Kommunikationsbahnen und konventionelle 
Arbeitsweise, sondern vor allem auch für die 
maßgebende Rolle der Beamten in der Kom-
mission. Aus der Relation von Zeitinput und 
Arbeitsoutput muß bei Würdigung der ange-
führten Umstände geschlossen werden, daß 
die Kommissionsmitglieder mehr als Voll-
zugsorgane von in der Administration erarbei-
teten Vorlagen und weniger als politisch-ad-
ministrativ kundige und reformengagierte 
Sachverständige gewirkt haben.

Schließlich muß auch die mangelnde Bürger-
beteiligung an der Kommissionsarbeit kriti-
siert werden. Zwar wurden die Bürger über die 
staatseigene Zeitung BY aufgefordert, Einga-
ben an die Kommission zu machen, doch kann

41) Ebd., S. 19.
42) Ebd., S. 20.

39) Ebd., S. 15 ff.
40) Ebd., S. 17.



darin wohl nicht mehr als ein symbolischer 
Akt-gesehen werden. Das Potential bürger- 
gehaltlicher Erfahrung und Kritik wurde in 
keiner Weise angesprochen und ausgeschöpft. 
So hätte, um nur einen Vorschlag zu nennen, 

eine unmittelbare Befragung von Bürgern 
wahrend ihrer Behördengänge den konkreten 
Anlaß für Unzufriedenheit und Unmut offen-
gelegt und konstruktive Lösungen anregen 
können.

III. Die Grundorientierung der Kommissionsarbeit

Die oben referierte Aufgabenstellung wirft 
eine Reihe von Fragen auf, die aus dem Kon-
text von Bericht und Dokumentation zu beant-
worten versucht werden sollen. Dabei erweckt 
die Heterogenität der Aufgaben Bedenken, da 
sie offensichtlich primär auf die Probleme des 
Verwaltungsvollzugs und der sich daraus er-
gebenden Belastung des Bürgers abgestellt 
werden sollen. Andererseits soll untersucht 
werden, welche öffentlichen Aufgaben und 
Einrichtungen privatisiert werden können. 
Eine solche Vermischung von Mikro- und Ma-
kroproblemen, von internen Regulierungsfra-
gen und umfangreichen Gesetzesänderungen, 
nicht nur auf Landesebene, sondern auch im 
Bundesbereich, läßt Zweifel entstehen, ob die 
Kommission sich bei der Aufgabenformulie-
rung der Vieldimensioniertheit, Komplexität 
und Quantität ihres Auftrags auch tatsächlich 
bewußt war. Die Formulierungen klingen et-
was sehr routinehaft und es wird bei Analyse 
der Grundlinien sowie des Kriterienkatalogs 
zu zeigen sein, daß die Kommission kaum ihre 
eigenen Voraussetzungen reflektiert hat und 
in überkommenen Denkschemata und Verhal-
tensmustern verhaftet blieb.

Die Grundlinien der Kommissionstätigkeit

Die Kommission will sich ausschließlich vom 
„wahren Bürgerinteresse" und von „Erwägun-
gen der Zweckmäßigkeit und Sparsamkeit“ lei-
ten lassen. Sie will parteipolitische Erwägun-
gen ausschließen und ohne jede Beeinflussung 
arbeiten. Ihr Ziel ist es vor allem, „die Beein-
trächtigung der persönlichen Freiheit und 
seine Beengung durch vielfältige Reglemen-
tierungen abzubauen, die staatliche und son-
stige öffentliche Tätigkeit einzuschränken 
und zweckentsprechend zu gestalten, den Bür-
ger dadurch auch finanziell zu entlasten." Die 
Kommission scheut sich nicht, Bestehendes 
abzulehnen, noch es zu verteidigen, weder 
eine völlig neue Lösung vorzuschlagen noch 
sich zu einer bewährten Lösung zu bekennen. 
Sie will auch an Kleinem und scheinbar Ge-
ringfügigem nicht vorübergehen und hält we-

nig von „allgemein gehaltenen bloßen Prü-
fung 43sempfehlungen" ).

Aus solchen Formulierungen spricht ein au-
ßergewöhnlich hoher Anspruch, der zahlrei-
che Fragen aufwirft und zu Gegenargumenten 
provoziert. Ist das „wahre“ Bürgerinteresse 
überhaupt zu ermitteln oder wer ist befugt, es 
repräsentativ festzustellen und verbindlich 
festzulegen? Der Anspruch suggeriert, es gäbe 
tatsächlich so etwas wie ein homogenes, kom-
paktes, eindeutig feststellbares „Bürgerinte-
resse"; er unterstellt der Kommission die Fä-
higkeit und Legitimation, über dieses wahre 
Bürgerinteresse autoritativ zu befinden. Ein 
derartiger Anspruch geht von Voraussetzun-
gen aus, die wissenschaftlichen Kriterien 
nicht standhalten.
So wenig es den „wahren Menschen“ an sich 
gibt, so wenig gibt es den „wahren Bürger" an 
sich. Das Lebewesen Mensch ist einerseits auf 
Grund seiner Verhaftetheit in den verschiede-
nen Seinsbereichen, andererseits auf Grund 
seines Freiheitspotentials ein Wesen voller 
Widerspr
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üche, in sich selbst gegensätzlich, 

von Spannungen bestimmt ).  Der Bürger in 
der hochtechnisierten und komplizierten 
Massengesellschaft ist ein System von gegen-
sätzlichen Anforderungen und konkurrieren-
den Erwartungen eingespannt, daß er selbst 
bei kritischer Reflexion kaum in der Lage sein 
dürfte, alle seine „wahren Interessen“ zu arti-
kulieren 45 ). Die Kommission setzt sich über 
solche anthropologischen und soziologischen 
Erkenntnisse hinweg. Sie interessiert sich an-
scheinend auch nicht dafür, ob und wenn, mit 
welchen Methoden Bürgerinteressen festge-
stellt werden können. Statt wenigstens die

43) Ebd., S. 17 f.
44) Vgl. statt vieler Handbuch der philosophischen 
Grundbegriffe (hrsg. von Hermann Krings, Hans Mi-
chael Baumgartner und Christoph Wild), München 
1977, Stichwort: Mensch, bearbeitet von Helmut 
Fahrenbach, S. 888 ff.
45) Vgl. dazu Heinz Laufer, Der sozialisierte 
Mensch, a. a. O., S. 29 ff.; ders., homo homini homo, 
in: Politische Ordnung und menschliche Existenz — 
Festgabe für Eric Voegelin zum 60. Geburtstag, 
München 1962, S. 336 ff.



Frage nach möglichen Erkenntnisverfahren — 
demoskopische Befragung, Aktenanalyse, Li-
teraturauswertung etc, — zu stellen, wird apo-
diktisch das eigene Wissen über die „wahren 
Bürgerinteressen“ herangezogen. Was die 
Mitglieder der Kommission aus ihrem Erfah-
rungsbereich, ihrer Interessenlage, ihrem so-
zialen Milieu, von ihrem Ausbildungs- und Bil-
dungsniveau her als „wahres Bürgerinteresse“ 
verstehen, soll es dann auch sein. Dasselbe gilt 
wohl auch für ihre Kriterien der „Zweckmäßig-
keit und Sparsamkeit". Sie sind utilitaristische 
Leerformeln, mit deren Hilfe jede beliebige 
Argumentation geführt werden kann.
Genau so kritisch müssen die anderen An-
sprüche der Kommission beurteilt werden, so 
die über die parteipolitischen Erwägungen 
und Beeinflussungen. Wenn in der Kommis-
sion nur ein Vertreter der Gewerkschaften ist, 
die übrigen Mitglieder entweder der Regie-
rungspartei angehören oder ihr nahestehen, 
wenn die Mitglieder Repräsentanten von Ar-
beitgeber- und Unternehmerverbänden sind, 
wenn die Geschäftsstelle von einem hohen Be-
amten der Staatskanzlei geleitet wird und 
wenn Staatsbeamte die Hauptarbeit der Kom-
mission leisten, dann ist das erkenntnislei-
tende Interesse ihrer Arbeit derart verinner-
licht, daß es in der Tat keiner Beeinflussungs-
versuch 46e bedarf ).

Erwägungen der Kommission für die Ent-
staatlichung

Zugunsten der Kommission kann aber auch 
festgestellt werden, daß sie gerade für den 
Problemkreis „Entstaatlichung" eine Reihe von 
motivierenden und zu rechtfertigenden Erwä-
gungen anstellte, nämlich solche ordnungspo-
litischer, finanzpolitischer und gesellschafts-
politischer Art 47 ). Nach Auffassung der Kom-
mission würde eine Entstaatlichung den Frei- 
raum und Markt für Private wieder erhöhen, 
damit marktwirtschaftliche Mechanismen 
freisetzen, die Selbständigkeit und Eigeniniti-
ative, den Bürgersinn, die Engagementbereit-
schaft und Eigenverantwortung des Bürgers 
stärken, und schließlich dem Abbau der 
Staatsverschuldung dienen.
Die Erwägung der Kommission, daß der schlei-
chenden Entmündigung des Bürgers begegnet 
werden muß und daß es erforderlich ist, das 
Bewußtsein zu stärken, für sich und sein Woh-

lergehen in erster Linie selbst verantwortlich 
zu sein, ist zutreffend. Doch ist damit nicht ge-
sagt, daß dieses Ziel nur mit Mitteln der Ent-
staatlichung und Verwaltungsvereinfachung 
erreicht werden kann. Möglicherweise kann 
dadurch eine wichtige, ja unerläßliche Voraus-
setzung für diese essentielle Bürgerqualität 
geschaffen werden. Dabei ist es richtig und be-
grüßenswert, wenn diese Zielsetzung die Ar-
beit der Kommission mitbestimmt. Gleichwohl 
wird zum Abschluß unseres Beitrages gefragt 
werden müssen, ob institutioneile und rechtli. 
ehe Maßnahmen ausreichen können, um den 
genannten Zweck zu erreichen.
Die finanzpolitischen Erwägungen sind mögli- 
cherweise zu enthusiastisch angestellt wor-
den, insbesondere was den Abbau der Staats-
verschuldung betrifft. Einer solchen Erwägung 
liegt die Annahme zugrunde, daß staatliche 
Tätigkeit, nur mit staatlichen Mitteln finan-
ziert werde, während private Tätigkeit sich 
ausschließlich mit privat erwirtschafteten Mit-
teln finanziere. Ein solcher Trugschluß hätte 
der Kommission nicht passieren dürfen. Ge-
rade ihre Mitglieder aus der Wirtschaft hätten 
wissen und zugestehen müssen, daß der mo-
derne Interventions- und Subventionsstaat 
private wirtschaftliche Tätigkeit in bisher 
noch nie gekanntem Ausmaße aus öffentli-
chen Mitteln finanz 48iert ).  Die Bereiche Land-
wirtschaft, Bergbau, Eisen- und Stahlindustrie 
können dies ebenso verdeutlichen wie die 
staatlichen Aufwendungen für nichtstaatliche 
Leistungen im Erziehungs- und Bildungsbe-
reich, im Gesundheits- und Sozialbereich 49 ). 
Die Erledigung öffentlicher Aufgaben durch 
Private ist per se keine Garantie für eine Re-
duzierung von Staatsausgaben und damit für 
den Abbau der Staatsverschuldung. Diese 
könnte unabhängig von Reprivatisierung so-
gar noch zunehmen, wenn Regierung und Par-
lament meinen, aus konjunkturellen oder 
strukturellen wirtschaftlichen Gründen, aus 
Wahlkalkül oder zum Zwecke von Befrie-
dungsaktionen interventionistisch tätig wer-
den zu m 50üssen ).

48) Vgl. z. B. Dirk Beckerhoff, Der deutsche Subven-
tionsführer, Frankfurt 1979.
49) Siehe dazu Wolfram Engels, Reform der Staats-
wirtschaft — eine Problemübersicht, in: Schlank-
heitskur für den Staat, a. a. O., S. 35 ff.
50) Vgl. dazu Elmar Altvater, Zu einigen Problemen 
des Staatsinterventionismus, in: Probleme des Klas-
senkampfes Nr. 3/1972, S. 1—55; Joachim Hirsch, 
Funktionsveränderungen der Staatsverwaltung in 
spätkapitalislischen Industriegesellschaften, in: 
Blätter für deutsche und internationale Politik 14/ 
1969, S. 150 ff.; Claus Offe, Strukturprobleme des ka-
pitalistischen Staates, Frankfurt 1972.

46) Zum Problem vgl. Jürgen I labermas, Erkenntnis 
und Interesse, Frankfurt 1973, S. 418 ff.
47) Bericht, S. 22 f.



Auch die ordnungspolitischen Erwägungen 
der Kommission veranlassen zu kritischen 
Einwänden. Sie sind ausschließlich auf die 
Marktwirtschaft orientiert, so als sei diese ver-
fassungsrechtlich als allein zulässiges Wirt-
schaftsmodell determiniert 51 ). Daß dem nach 
der Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichts nicht so ist, darf als bekannt vorausge-
setzt werden 52).  Die Kommission läßt aber 
schon von ihrem Grundansatz andere als 
marktwirtschaftliche Modelle gar nicht zu, 
wenn sie die Sicherung wirtschaftlicher Ent-
faltungsfreiheit und des Wettbewerbs sowie 
die Eröffnung weiterer Räume für den Markt 
als Motiv für eine Entstaatlichungspolitik 
nennt. Markt um des Marktes, Produktion um 
der Produktion willen im Sinne eines frühka-
pitalistischen Wirtschaftsliberalismus drückt 
sich darin aus, nicht bedenkend, daß längst die 
Grenzen des W
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achstums sichtbar werden 53), 
daß nicht alles produziert werden darf, was 
produzierbar wäre ), und daß schließlich 
wirtschaftliche Entfaltungsfreiheit, Wettbe-
werb und weitere Markterschließung wie-
derum mehr St 55aat erfordern ).

Kriterienkatalog für den Abbau von, Staats-
aufgaben und für Sanktionen

Die Kommission hat für die Privatisierung von 
Unternehmen einen Kriterienkatalog be-
schlossen, an Hand dessen die Weiterführung 
staatlicher Tätigkeit zu untersuchen ist. Sie 
fragt, welche Aufgabe gegenwärtig vom Staat 
erfüllt wird, ob an der Erfüllung der Aufgabe 
ein besonderes Interesse besteht, ob eine vom 
Staat zu erfüllende Aufgabe vorliegt und wel-
che Gestaltungskriterien erkennbar sind. Mit 
Hi
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lfe eines Fragenkatalogs will sie jeweils die 

Gestaltungsalternativen überprüfen ).

Bei diesem Kriterienkatalog fallen legalisti-
sche Enge und die etatistischen Denkkatego-
rien auf. Es wird zu ausschließlich de lege lata 
argumentiert. Wiederum werden zu wenig die 
eigenen Voraussetzungen reflektiert, bleiben 

der Kontext des gesellschaftlichen Wandels 
und die sich daraus ergebende Anforderung 
an Staatsorganisationsstruktur und Staatstä-
tigkeit weitgehend unberücksichtigt.
Welche Aufgaben der Staat zu erfüllen hat, 
läßt sich zwar positivrechtlich aus der Verfas-
sung ableiten — wie die Kommission das ge-
tan hat — aber kann man so eng die Grenzen 
ziehen, um die Staatsaufgaben zu bestimmen? 
Ist eine solche Auffassung für eine Reform-
kommission nicht eine falsche Selbstbeschei-
dung? Man muß nicht so weit gehen und be-
haupten, der Staat als solcher habe überhaupt 
keine genuinen Aufgaben, sie könnten immer 
nur historisch-traditional, zivilisatorisch-ge-
sellschaftlich bestimmt werden 57).  Aber man 
sollte doch in einer Reformkommission den je-
weiligen Entstehungsprozeß und die vielfälti-
gen Entstehungsgründe für staatliche Tätig-
keit berücksichtigen und sich nicht aus-
schließlich an verfassungsrechtlichen Vor-
schriften oder tradierten Hoheitsfunktionen 
orientieren.
Wie wenig durchdacht und widersprüchlich 
der Kriterienkatalog ist, wird an den Fragen 
zur Überprüfung der Gestaltungsalternativen 
erkennbar. Einerseits wird die soziale Verant-
wortung des Staates für seine Bürger (Arbeits-
und Ausbildungsplätze, finanzielle Entlastung, 
Gewährleistung der Leistungserstellung auf 
Dauer, soziale Auswirkungen für die Beschäf-
tigten) herausgestellt. Andererseits wird größ-
ter Wert auf die Sicherung staatlicher Einfluß-
nahmen (Beachtung steuerrechtlicher Ge-
sichtspunkte, ausreichende staatliche Einfluß-
möglichkeiten, Kontrollaufwand der Verwal-
tung, parlamentarische Kontrolle) gelegt. Die 
Kommission versucht hier die Quadratur des 
Kreises: Staat und Bürger sollen entlastet, die 
Freiheit des Bürgers soll risikolos erweitert, 
die Effizienz der Staatstätigkeit soll bei Ko-
stensenkung gesteigert, die Freiheit des 
marktwirtschaftlichen Systems soll intensi-
viert werden. Gleichzeitig soll aber der Staat 
keineswegs aus seiner Verantwortung für das 
marktwirtschaftliche System und für die Wett-
bewerbsverhältnisse sowie für das Gedeihen 
der bayerischen Wirtschaft entlassen werden. 
Man muß fragen, wie diese Kommission sich 
diese coincidentia oppositorum vorstellt, 
warum sie die existentielle Grunderfahrung 
vernachlässigt hat, daß Mensch und Gesell-
schaft in Widerspruchssystemen leben, daß

57) Zu diesem Problemkomplex siehe Hans Peter 
Bull, Die Staatsaufgaben nach dem Grundgesetz, 
Frankfurt 1973, bes. S. 3 ff., S. 90 ff., S. 369 ff. 

51) Zum Streit über die Wirtschaftsverfassung des 
Grundgesetzes siehe statt vieler Theodor Maunz, 
Deutsches Staatsrecht, München 1977, S. 170 ff.
52) Vgl. dazu BVerfGE 4, 7; 50, 290.
53)I Vgl. dazu statt vieler E. F. Schumacher, Das Ende 
unserer Epoche, Reinbek 1980.
54) Vgl. dazu Erklärung der Deutschen Bischöfe zu 
Fragen der Umwelt und der Energieversorgung, 
Frankfurter Allgemeine Zeitung Nr. 224 vom 
26. September 1980.
55) Laufer, Demokratie und Bürokratie, a.a.O., 
S. 238.
56) Dokumentation, S. 27 f.



bestimmte Prinzipien und Maximen andere 
ausschließen, und daß auch der de
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mokratische 
Staat eben nicht allen in allem gerecht werden 
kann ).  Die Kommission unternimmt Harmo-

nisierungsversuche, die auf ein Modell „Staat 
als Heilsanstalt" hinauslaufen. Muß so etwas 
nicht schon vom Ansatz her zum Scheitern 
verurteilt sein?

IV. Die Vorschläge der Kommission

Die Kommission hat bis 21. Januar 1980 786 
Vorschläge behandelt; von diesen befanden 
sich bei der Vorlage ihrer Doku
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mentation 
noch 363 in Bearbeitung; 13 waren von ihr 
nicht übernommen worden; 410 wurden zur 
Realisierung vorgeschlagen ). Diese 410 
Kommissionsvorschläge im einzelnen darzu-
stellen, sie zu analysieren und auf ihren Ge-
halt und ihre Auswirkungen zu beurteilen, ist 
ausgeschlossen. Kein Einzelner verfügt über 
die Sachkompetenz, die Vielfalt der angespro-
chenen Fachgebiete und Rechtsmaterien in 
vollem Umfang zu würdigen. Ein solches Vor-
haben bedürfte einer Vielfalt von Sachkundi-
gen, die kooperativ oder integrativ die Vor-
schläge im Detail untersuchen und würdigen 
müßten. Das ist aus zahlreichen Gründen 
nicht möglich, es ist aber auch nicht unbedingt 
erforderlich. Denn, wie schon kritisch ange-
merkt, hat sich die Kommission in großem 
Umfang mit „Kleinem" und „Geringfügigem" 
befaßt und entsprechend detaillierte Einzel-
vorschläge unterbreitet. Änderungsvor-
schläge und Innovationsideen grundsätzlicher 
Art sind kaum feststellbar.
Im folgenden kann es daher nur darum gehen, 
eine kurze Übersicht über die Rechts- und 
Verwaltungsbereiche zu geben, für die Vor-
schläge vorgelegt worden sind und nach Er-
folgsquoten und Wirkungschancen zu fragen.

Kommissionsempfehlungen zu einzelnen 
Bereichen der Staatstätigkeit

Die Empfehlungen der Kommission betreffen 
den Gesetzgebungs- und Verordnungsbereich 
des Bundes und des Landes, haben ressort-
übergreifende Maßnahmen zum Gegenstand 
und beziehen sich auf einzelne Ministerien 
des Freistaats Bayern.
Für den Bundesbereich schlägt die Kommis-
sion vor, eine Anzahl von Gesetzen aufzuhe-
ben, weil sie nicht mehr angewandt würden — 

wie zum Beispiel das Reichsheimstättengesetz 
aus dem Jahre 1920 oder das Gesetz über den 
Verkehr mit unedlen Metallen von 1926 60). 
Sie regt an, zahlreiche Bundesgesetze — so 
etwa das Abfallbeseitigungsgesetz oder das 
Krankenhausfinanzierungsgesetz zu ändern, 
und eine Reihe von Rechtsverordnungen zu 
revidieren. Ihrer Ansicht nach sollten Baga-
tellsteuern des Bundes wie die Steuern auf 
Tee, Z
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ucker, Salz, Essigsäure, Zündwaren, 
Leuchtmittel und Spielkarten aufgehoben 
werden ).
Ressortübergreifende Empfehlungen der 
Kommission sollen vor allem die Straf- und 
Bußgeldvorschriften bereinigen. Dafür unter-
breitet sie 249 Einzelvorschläge zu ca. 90 
Rechtsbereichen, die vom Abfallgesetz und 
Abmarkungsgesetz über das Baurecht und Na-
turschutzgesetz bis zum Tierzuchtgesetz und 
Wasserrech 62t reichen ). Sie legt Vorschläge 
vor, die sich mit der Gestaltung des innermini-
steriellen Dienstbetriebes und der den Mini-
sterien nachgeordneten Behörden befassen, 
vor allem mit der Rationalisierung der Verwal-
tungspraxis, Kompetenzverlagerungen nach 
unten und der Handhabung des Personalwe-
sens 63 ). Die Empfehlungen können als bürger-
nah, praxisorientiert und am Kosten-Nutzen- 
Prinzip ausgerichtet bezeichnet werden.
Die Kommission schlägt auch für den Bayeri-
schen Gesetzgebungsbereich vor, Gesetze auf-
zuheben, vor allem solche, die den Bürger be-
lasten, wie die Getränkesteuer, die Vergnü-
gungssteuer, die Jagdsteuer und der Fremden-
verkehrsbeitrag. Wie im Bund gibt es auch in 
Bayern Rechtsregeln, die seit langem nicht 
mehr angewendet werden, weil entweder nie-
mand mehr existiert, auf den sie zutreffen, 
oder weil der Sachverhalt nicht mehr besteht, 
für dessen Regelung sie geschaffen worden 
waren. Deshalb empfiehlt die Kommission, 
solche Gesetze oder Rechtsverordnungen auf-
zuheben 64). So ist zum Beispiel das Gesetz

60) Ebd„ S. 21 ff.
61) Ebd.
62) Ebd., S. 42 - -77, S. 94 97.
63) Ebd., S. 29, S. 82, S. 85 ff., S. 98 ff., S. 114 ff.
64) Ebd. S. 21.

58) Vgl. dazu Heinz Laufer, Die Widersprüche im 
freiheitlichen demokratischen System, in: Freiheit 
und Gleichheit, hrg. von Leonhard Reinisch, Mün-
chen 1974, S. 15 ff.
59) Dokumentation, S. 19.



Über die Prüfung der Filmvorführer oder das 
Gesetz über die Torfwirtschaft ebenso irrele-
vant geworden wie die Landesverordnung 
über die Rattenbekämpfung oder die Gruben-
anschlußbahnverordnung.
Für die einzelnen Staatsministerien macht die 
Kommission eine Vielzahl von Einzelvorschlä-
gen. Sie umfassen Bauordnungs- Wasser-, 
Straßen- und Wegerecht sowie Staatsangehö-
rigkeitsrecht, empfehlen die Einführung des 
Steuerplakettensystems für die Erhebung der 
Kraftfahrzeugsteuer, betreffen Zuständig-
keitsverlagerungen, den Wegfall von Melde-
pflichten und Bestätigungsvorlagen, Fristver-
längerungen oder Formularänderungen, regen 
an, daß auf staatliche Bestätigung verzichtet 
und die staatliche Planungstätigkeit reduziert 
werden soll, oder haben Regelungen zur Ver-
waltungsver 65einfachung zum Inhalt ).
Solche zahlreichen und vielfältigen Empfeh-
lungen, durch die dem Bürger wieder einmal 
in erschreckender Weise bewußt werden 
kann, in welchem Ausmaß und mit welcher In-
tensität er vom Staat reglementiert und über-
wacht wird, haben aber nur dann politische 
Bedeutung, wenn eine Chance besteht, daß sie 
realisiert werden können. Die Bürger, die 
staatlichen Bediensteten, die politischen 
Amtsträger können zu Recht erwarten, daß 
derartige Kommissionsvorschläge auch unter 
dem Aspekt ihrer Verwirklichung gemacht 
werden. Es ist daher im folgenden nach den 
Durchsetzungschancen der Kommissionsemp-
fehlungen zu fragen.

Realisierungschancen der Kommissionsvor-
schläge

Fragt man, ob und in welchem Maße die Kom- 
missionsvorschläge realisiert werden können, 
so ergibt sich folgendes Bild:
a) Im Gesetzgebungsbereich des Freistaats 
Bayern wurden die Empfehlungen, die landes-
eigenen Bagatellsteuern aufzuh
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eben, bereits 

verwirklicht ). Andere Kommissionsvor-
schläge, Landesgesetze außer Kraft zu setzen, 
wurden von der Staats
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regierung gebilligt und 
entsprechende Aufhebungsgesetze sind in 
Vorbereitung ). Soweit sich die Empfehlun-

gen jedoch auf Bundesrecht erstrecken, ist 
Skepsis angesichts der bundesstaatlichen 
Struktur und der politischen Kräfteverhält-
nisse im Bund angebracht. Selbst wenn die 
Bayerische Staatsregierung eine Gesetzesini-
tiative unternimmt und auf Grund der CDU/ 
CSU-Mehrheit im Bundesrat ein entsprechen-
der Änderungsantrag zustandekommt, muß 
offen bleiben, ob Bundesregierung und Bun-
destagsmehrheit dem Begehren folgen wer-
den. Soweit es sich nicht um Rationalisie-
rungsvorschläge in Verfahrensangelegenhei-
ten handelt, sondern um parteipolitisch kon-
troverse Rechtsmaterien wie z. B. das Abwas-
serabgabengesetz, das Zweite Wohnungsbau-
gesetz, das Grunderwerbsteuergesetz, das 
Dritte Verstromungsgese'tz, das Grundstücks-
verkehrsgesetz, das Krankenhausfinanzie-
rungsgesetz oder das Bundesimmissions-
schutzgesetz, dürften die Kommissionsemp-
fehlungen bald Makulaturcharakter haben.

b) Verordnungsbereich: Für den Bereich der 
Rechtsverordnungen der Bundesregierung 
oder einzelner Bundesminister gilt das oben 
zur Bundesgesetzgebung Ausgeführte. Doch 
auch im Landesbereich hat sich bisher die 
Kommissionstätigkeit nur gering ausge-
wirk 68t ).
c) Dasselbe muß für den Bereich der Verwal-
tungsvorschriften und Verwaltungspraxis 
festgestellt werden. Von den zahlreichen 
Kommissionsvorschlägen sowohl für das in-
terne Verwaltungsverfahren als auch für das 
Verwaltungshandeln gegenüber dem Bürg
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wurden bisher nur wenige verwirklicht ).  
Doch bestehen Chancen, daß die vielfältigen 
Empfehlungen für die Verwaltungspraxis zu-
gunsten einer besseren, reibungsloseren und 
menschenwürdigeren Behandlung der Bürger 
auch durchgesetzt werden können.
Die größten Chancen zur Realisierung dürften 
die sehr umfassenden und detaillierten Vor-
schläge der Kommission im Bereich des Bau-
ordnungsrechts haben. Der von der Bayeri-
schen Staatsregierung vorgelegte „Entwurf ei-
nes Vierten Gesetzes zur Änderung der Bay-
erischen Bauordn 70ung“ )  wurde in erhebli-
chem Umfang von der Arbeit und Vorschlägen 
der Kommission geprägt. Wenn auch ihr favo-
risierter Vorschlag, das Bauanzeigeverfahren 
für bestimmte Bauvorhaben einzuführen und 
dafür das Erfordernis der Baugenehmigung 
wegfallen zu lassen, aus guten und überzeu-

68) Ebd., S. 20. S. 89 f„ S. 93, S. 126.
69)  Ebd., S. 22, S. 98 ff., S. 1
70)

15, S. 117. 
’°  Senatsdrucksache 180/80. 

65) Ebd., S.22fL S.81, S.85, S. 90 ff., S. 100 ff., 
S. 110 ff., S. 120.

66)  Ebd., S. 122 f.; auch die Hundesteuer wurde als 
Landessteuer aufgehoben. Es wurde vorgesehen, 
daß künftig die Hundesteuer mittels gemeindlicher 
Satzung erhoben werden kann — was auch allent-
halben bereits geschieht.
67) Ebd., S. 124 ff.



genden Gründen abgelehnt wurde, so kann 
doch gleichwohl für den Bereich des Bauord-
nungsrechts festgestellt werden, daß fast alle 
Kommissionsempfehlungen durchgesetzt wer-

V. Korrektur statt Reform
Zum Abschluß der Analyse ist zu überlegen, 
ob die von der Kommission in Aussicht ge-
nommenen weiteren Aufgaben den oben ge-
nannten Herausforderungen der Staatsomni- 
potenz und Bürokratiedominanz gerecht wer-
den können. Auch ist zu erörtern, daß die Auf-
gabenerledigung einer umfassenderen Basis 
und einer weiter gesteckten Zielsetzung be-
darf.
a) Zusammensetzung, Arbeitsweise und Vor-
schläge der Kommission müssen von der Auf-
gabenstellung und den selbstgestellten An-
sprüchen eher als wenig befriedigend bezeich-
net werden. Ihr bisheriges Wirken kann 
schwerlich als Reformleistung qualifiziert 
werden. Wie mehrfach kritisch bemerkt, blieb 
die Kommission zu stark in überkommenen 
Organisationsstrukturen, legalistischer Enge 
und vordemokratischem Etatismus verhaftet. 
Mangelnde Distanzierungsfähigkeit und feh-
lende Selbstreflektion ließen nicht zu, daß der 
historisch-politische Kontext, die sozio-öko-
nomischen Strukturen und die geistigen Strö-
mungen, durch die der neue Leviathan verur-
sacht und wirksam wurde, die Kommissionsar-
beit nachhaltig beeinflußten. Diese konzen-
trierte sich zu stark auf den verwaltungstech-
nischen Bereich sowie auf die bloße Reduzie-
rung von Rechtsnormen. Es fehlte ihr der 
Kenntnisstand der seit etwa fünf Jahren ge-
führten internationalen wissenschaftlichen 
Diskussion und sie hatte keine überzeugende 
Reformidee.
b) Da die Tätigkeit der Kommission nach de-
ren eigener Aussage 71 ) weiter geführt werden 
soll, besteht Anlaß zu der Sorge, daß sie auch 
ihre weiteren Aufgaben nach dem bisherigen 
Muster durchführen wird. Bei dem derzeitigen 
Modus der Zusammensetzung und der Ar-
beitsweise wird sie sich auch künftig auf Kor-
rekturvorschläge beschränken müssen. Zu be-
fürchten ist ferner, daß sie auch bei ihren wei-
teren Arbeiten nicht annähernd der Dimen-
sion und Dringlichkeit des Problems zuneh-
mender Bürokratisierung entsprechen kön-
nen wird, daß sie vornehmlich werbewirksam 
aktuelle Fragen aufgreift, ohne eine Ursachen-
forschung betreiben und wirkliche Reform- 

den dürften. Ob derartige Durchsetzungschan-
cen in den anderen Bereichen auch nur annä-
hernd erreicht werden können, erscheint 
zweifelhaft.

maßnahmen — die stets mehr oder weniger 
einschneidend sein werden — einleiten zu 
wollen.
c) Wenn eine existentielle Bedrohung des de-
mokratischen Staates in der hochindustriali-
sierten und vielfach interdependenten Gesell-
schaft evolutionär abgewehrt werden soll — 
was letztlich die Zielbestimmung der Kommis-
sionstätigkeit sein sollte —, so müssen sich an 
einem solchen Vorhaben weitaus mehr politi-
sche Kräftegruppierungen beteiligen, muß vor 
allem der betroffene Personenkreis sich das 
Reformvorhaben zu eigen machen, und ist ein 
möglichst umfassender Konsens der Bürger 
erforderlich. Das scheint der Kommission und 
ihrem Auftraggeber nicht bewußt geworden 
zu sein. Die Rekrutierungsbasis ist zu schmal, 
maßgebende Personengruppen und wichtige 
politische Kräfte bleiben ausgeschlossen. Der 
Personenkreis, der die durchgesetzten Kom-
missionsvorschläge zu verwirklichen haben 
wird, kann nicht per „ordre de mufti" veranlaßt 
werden, die neuen Regelungen automatenar-
tig zu vollziehen. Die Sozialisationsprozesse, 
die öffentlich Bedienstete durchlaufen haben, 
ihre Mentalität und ihr Habitus, ihr Selbstver-
ständnis und ihre Amtsauffassung sind weit-
aus wichtigere Faktoren für Bürokratierefor-
men als noch so viele Korrekturvorschläge, 
über diesen zentralen Problemkomplex ist in 
den Veröffentlichungen der Kommission je-
doch nichts zu finden. Schließlich bedarf ein 
Vorhaben, das um des Bürgers und seiner Frei-
heit willen durchgeführt wird, eben dieses 
Bürgers, wenn es erfolgreich verlaufen soll. 
Das Projekt der Verwaltungsvereinfachung 
und Entstaatlichung in Bayern geht weitge-
hend am Bürger vorbei. Mangelnde Informa-
tionstätigkeit und zu geringe öffentliche Dis-
kussion der Kommissionsvorschläge sind ein 
Indiz für die Vernachlässigung des Bürgers. 
Das weite Feld der politischen Bildung in den 
Schulen sowie das der Erwachsenenbildung 
blieb bisher von dem Kommissionsvorhaben 
unberührt. So besteht die Gefahr, daß sich die 
Kommission wohl in eine lange Reihe von Re-
formbemühungen einreihen wird, die mit gro-
ßen Versprechungen und Erwartungen gestar-
tet wurden, um dann nach und nach wie eine 
auslaufende Welle im Sand zu versickern.71) Aa.O„ S. 128.



Rüdiger Voigt: Mehr Gerechtigkeit durch mehr Gesetz? Ein Beitrag zur Ver-
rechtlichungs-Diskussion
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 21/81, S. 3—23
In der rechtspolitischen Diskussion stehen sich Gegner und Befürworter der Verrechtli-
chung in einer Art „politischem Glaubenskrieg" gegenüber. Mit dem Begriff der Verrechtli-
chung werden aber zum Teil ganz unterschiedliche Inhalte verbunden, so daß es notwendig 
erscheint, für eine begriffliche Klärung zu sorgen, um die Diskussion zu versachlichen. Als 
Grundtypen der Verrechtlichung werden daher Vergesetzlichung, Bürokratisierung und 
Justizialisierung herausgearbeitet. Da sich die Erscheinungsformen der Verrechtlichung 
besonders deutlich in neuen Politikbereichen zeigen, werden vor allem Sozialpolitik, Bil-
dungspolitik und Umweltpolitik untersucht. Dabei erweist es sich, daß sich manche negati-
ven Folgen der Verrechtlichung, insbesondere der Bürokratisierung, nur mit vermehrter 
Verrechtlichung bekämpfen lassen.
Umgekehrt führt die Einsicht, daß der Staat und seine Rechtsordnung an ihre Grenzen ge-
stoßen sind, zu der Erkenntnis, daß auch über Alternativen zur Verrechtlichung nachge-
dacht werden muß. Unter diesem Aspekt werden die Auswirkungen von Entregelung, Ent-
staatlichung und Entbürokratisierung analysiert. Der vierte Teil schließlich ist den Folgen 
der Verrechtlichung für den einzelnen gewidmet. Hierbei geht es in erster Linie um die Be-
dingungen von Effektivität und Mobilisierung des Rechts. Als Ergebnis läßt sich feststellen, 
daß Normen unter bestimmten Voraussetzungen wirkungslos bleiben und daß Menschen 
in bestimmten Fällen nicht zum Recht, sondern zu außerrechtlichen Konfliktlösungsmög-
lichkeiten Zuflucht nehmen.

Heinz Laufer: Reform oder Korrektur? Zur Dokumentation über den Abbau 
von Staatsaufgaben und zur Verwaltungsvereinfachung in Bayern
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 21/81, S. 25—38

Der Beitrag ist eine kritische Analyse des Berichts der Bayerischen Staatsregierung zum 
„Stand der Verwaltungsvereinfachung und Entstaatlichung" von Dezember 1979 und der 
Dokumentation der Bayerischen Staatskanzlei über die Tätigkeit der „Kommission für den 
Abbau von Staatsaufgaben und für Verwaltungsvereinfachung" von Februar 1980. Die Ana-
lyse setzt beim generellen Problem der „Bürokratisierung“ und der administrativen Domi-
nanz als politisch-sozialen Rahmenbedingungen an, fragt dabei nach den Ursachen für die 
Mehrung der öffentlichen Bürokratie und der aus der zunehmenden Bürokratisierung ent-
standenen Bedrohungen für Demokratie, Marktwirtschaft und Bürgerbewußtsein. Bei der 
Darstellung von Aufgaben, Organisationsstruktur und Verfahrensweise der Kommission 
wird vor allem die Arbeitsweise sorgfältig untersucht und als zu sehr in bürokratischen Ka-
tegorien und etatistischen Zwängen verhaftet kritisiert. Die Grundorientierung der Kom-
missionsarbeit wird einer genauen Analyse unterzogen, deren Ergebnis ist, daß die Kom-
mission einfachste sozialwissenschaftliche Erkenntnisse nicht berücksichtigt hat, daß sie 
sich einerseits zu liberalistisch-privatistisch orientierte, soweit es die Entstaatlichung be-
trifft, andererseits einem nebulösen Staatsverständnis anhängt, soweit es den Abbau von 
Staatsaufgaben angeht.
Die Kommission hat 410 Vorschläge unterbreitet, die vom Gesetzgebungs- und Verord-
nungsbereich des Bundes und des Freistaats Bayern über Kompetenzverlagerungen unter 
Dezentralisierungsaspekten bis in die feinen Verästelungen der Verwaltungspraxis rei-
chen. Sie konnten nur summarisch dargestellt und auf ihre Realisierungschancen kurz ge-
prüft werden. Zusammenfassend wird festgestellt, daß die Kommission ihrer Aufgabenstel-
lung und ihren Anforderungen kaum gerecht werden konnte, daß sie nicht annähernd der 
Dimension und Dringlichkeit des Problems zunehmender Bürokratisierung entsprochen 
hat und daß auch sie in der Gefahr ist, nach einem Start mit großen Erwartungen nach und 
nach wie eine auslaufende Welle im Sand zu versickern.
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